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Tag der mündlichen Prüfung: 
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Die vorliegende Abhandlung bildet einen Abschnitt aus einem von 
der Philosophischen Fakultät mit dem ersten Preise der Beneke- Stiftung 

gekr?Vnten Werke, das demnächst unter dem Titel: >Die inneren Zustände 
des Kiirfürstentinns Hannover unter der tranzüsi&ch - westfälischen Herrschaft 
iSoü— jSi3* in dem W rlagc der Habu'schen Buchhandlung in Hannover und 
Leipzig erscheinen wird. 
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Die Okkupation HaimoYerä durcli die 
Pieüfisen. 1806. 



Kapitel I. 

Die BMetznng des Karflnrteiituui dvch die Prenssen'). 

Die mehrjährige Anwesenheit eines französischen Heeres ini 
Kurfüretentum Hannover (1803—1805) war von der preussischen 
Regierung als ein schwerer Schlag für ihre Machtstellung im nörd- 
' liehen Deul:;chland und als eine beständige Gefahr für die Sicherheit 
der preussischen Monarchie empfundm worden. Als daher die 
französischen Truppen unter dem Matsdiall Bemadotl» im Sep- 
tember 1805 bis auf einen schwachen Rest das Kurfürstentum 
verliessen, um dem Kriegsschauplätze an der Donau zuzueilen, er- 
wuchs der Berliner Regierung die Aufgabe, einer abermaligen 
Besetzung Hannovers durch die Franzosen vorzubeugen. Das sicherste 
Mittel dazu bot die Besetzung des Landes mit den eigenen Truppen; 
es fragte sich bloss, ob ein solcher Schritt mit der Rücksicht, welche 
man auf die französische Regierung zu nelunen hatte, vereinbar 
war. Da trat ein Ereignis ein, welches die preussische Politik jeder 
Rücksicht auf Frankreicli entliob: die Verletzung des ansbachisch- 
preussischen Gebietes durcli das Beraadottesche Armeekorps. Dies 
hatte zur Folge, dass König Friedlich Wilhelm ID. sich entscfaloss, 
Hannover ohne alle Übereinkunft mit Frankreich in Besitz zu nehmen 

I) Die im folgenden gegebene Darstellung der preussischen Okkupation 
beruht vorwiegend auf bisher ungedrucklen Akten des Geheimen Staatsarchivs zu 
BtrfiD imd de« Stutsarehiva in Hannom. In dem enteren beOndet eich der 

Schriftwechsel der laeus.sischen Behörden in Hannover mit König Friedrich 
Wilhelm III. und den Urtrari<-n dt-r iironssischeTi Politik, im letzteren die Korrespondenz 
zwischen den preussischen und hauuoverächen Behörden. 

348063 
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irnd '^inch dem 'Efrirtiarsche der mit Ost erreich verbündeten Mächte 
in das Kurfürst fTituni nicht zn wehren. Am Oktober 1805 erhielt 
ein Teil der preussischen Ti'uppen den Befehl, nach Hannover vor- 
/tiiLiLken. Zwei Wochen später, am 26. Oktober, zogen die ersten 
Regimenter in die Ilauptsladt des Landes ein'). 

Gleichzeitig setzte sich von Schwedisch-Pommem her ein russi- 
sches Armeekorps in Marsch. Am 10. NoTember ging es bei Lauen- 
burg Ober die Elbe und breitete sidi zunächst in der Provinz 
Lanebuig aus. Den Russen folgften die Schweden auf dem Füsse. 
Zuletzt erschien (am 16. und 17. November) die «Kings German 
1.(1. ion" nebst einer Anzahl engliseher Truppen an der Mündung 
der Weser. Alle diese Truppen zusammen, Preussen, Russen, 
Schweden nnri Enfrlander zilhlten etwa 60 000 Mann. 

Die beschämende Thatsache, dass d'iv eri^;li^;ch- hannoverschen 
Truppen, welche doch den ersten Anspnirii aui die BeiVt iung des 
Kurfürstentums gehabt hätten, zuletzt kaim n. wurde hinterher von 
englischer Seite auf die „hartnäckige Dauer eines widrigen Windes 
zurückgeführt, der ein früheres Austoufoi der Thmsportschiffe ver^ 
hindert habe" ^. Allein wie Graf Münster, der hannoversche Minister 
bei der Person des Königs in London, an das Ministerium zu 
Hannover schrieb (15. Oktober), hielt man es im brittischen Kabinett 
noch um die Mitte Oktober ni( ht für ratsam, eine Landung an der 
hannoverschen Küste in das Werk zu setzen. Allenfalls gedachte 
man die Infanterie und Artillerie rler Deutschen Legion nehst einem 
kleinen Detachemenl Kavalk-iie naeh .Stralsund zu entsrniien. Dort 
sollte die Expedition sieh mit den Hussen vereinigen und aus dem 
Hannuver.^chen so virl Hckrulen als möglich an sich ziehen, um 
demnächst nül nieiuereni Nachdrucke wirken zu können. So wenig 
glaubte man in London an die dauernde Befreiung des Kurfürsten- 
tums von der französfechen Okkupation, dass Münster in dem er- 
wähnten Schreiben den Rat gab, «alle voreiligen Explosionen im 
Lande zu verhüten, die, ohne von allgemeinem und bleibendem 
Nutzen zu sein, nur dazu dienen würden, einzelne Personen oder 
Gegenden der Rache des Feindes preiszugeben* 3). 



1) Vgl Lebmann, Sdiiinihorst I, 3&1. 

S) KoUetialschreiben des Grafen Monster vom 8. Kovcmber 1806. Vgl die 

Proklaiiiati *!! Geor^'s III. vom 3. December 1805. Ranke, DenkwardigkeUea des 
Slaalskanzlers Fürsten von Hardenberg V, I8:j. 

^) Krst am 25. Oktober erhielt die Deutsche Legion Befehl unter Segel zu 
gehen. Münster an die haiinuverschea Minister zu Schwerin, London, !25. Okt. 
V. Ompteda, Politischer Nachläse 1, 93. 
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Was die Huaseii, Schweden und Englfinder im nördlichen 
Deutschland wollten, ist nicht rechi ersichtlich. Der einzige greifbare 
Zweck, den sie verfolgten, war die Belagerung der Festung Hameln, 
welche von dem General Rarboii mit einigen tausend Mann besetzt 
gehalten \vurde. Vielleicht wdv weiterhin eine Diversion in das 
Niederländische geplant; die Franzosen wenif^tens fürchteten dies 
und suchten sich gepcn einen etwaigen Einfall durch die Aufstellung 
eines Truppenkorps an der hoUändischtn Grenze sicher zu stellen. — 
Es sollte aber weder zu der Belagerung von Hameln noch zu einem 
Einfalle in Holland kommoi. Bekanntlich wurde der preussiscbe 
Hinister von Haugwitz auf Grund des Potsdamer Vertrages vom 
3. November 1805 in der zweiten Hftlfte dieses Monats an Napoleon 
abgesandt, um die bewaffnete Mediation Preussens anzubieten. — 
Napoleon schien nicht abgeneigt, auf dieselbe einzugehen, machte 
aber die doppelte Vorbedingung, dass die preussische Regienmg 
einen Einfall der englischen, rusr^isehen und schwedischen Truppen 
in das Holländische nicht dulde, und dass ein Rayon um die Festung 
Hameln zugestanden werde, innerhalb dessen die französische 
Garnison sich unbehelligt mit Lebensmitteln versehen könne 
Hierzu liess man sich in Bertin bereit find^ vorausgesetzt, dass 
Napoleon sich verpflichte, wAhrend der Dauer der Unterhandlungen 
nichts gegen Hannover zu unternehmen und kern franzfisiscbes 
Trappenkoips in das nördliche Deutschland einrücken zu lassen^. 
Demgemäss wurde von dem preussischen Oberstli^utnant Krusemarck 
ein Abkommen mit dem General Barbou getroffen, nach welchem 
die Verpflegung fler französischen Garnison von den hannoverschen 
Behörden durcii Lieferanten besorgt und dem französisehen Befehls- 
haber die drei Ämter Arzen, Grohnde und Ohsen eingeräumt werden 
sollten, um seine Truppen daselbst in Kantonierung zu legen Unter 
diesen Umständen verstand es sich von selbst, dass die Engländer, 
Schweden und Russen alle Operationen gegen die Franzosen im 
nördlichen Deutschland einstellen mussten. 

Dabei blieb es indessen nicht Unter dem frischen Eindrucke 
der Schlacht von Aosterlitz schloss Graf Haugwitz am 15. December 
zu Schönbrunn einen Vertrag mit Napoleon ab, nach welchem 

') Note Hardenbergs? an Lnforesl vom 19. December 1805. Ranke, D«nk- 
wQrdigkeiten des SUatäkanzlers Forsten von Hardenberg II, 371. 

Das. Vgl. Duneker, Abbandlungefk «aa der ncperai Geadiiehte. S. 170. 

3) Vgl. die Note Hardenbergs an Lord Harrowby vom 2^ December 1806. 
Ranke. Denkwürdigkeilen Hanlenberps II, :ä4 und das ?rhr<^iben Monsters an 
den bannoverachen Gesandten von Ompteda vom d. Januar 1806. v. Omptedu 
Pdttisetaer Nadilan I, lS5f. 
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Preussen gegen die Abtretun? von Ansbach, Cleve, Neuchatel und 
gegen Garantie des französischen Besitzstandes das Kurfürstentum 
Hannover zu e%en erhalten sollte i). 

1) Die Ansicht Lehmanns (Scharnhorst 1, 354 Anin.)i König Friedrich Wilhdm 
habe dem Grafen Hau^rwitz bei deäsen Abrvise in das französische Hauptquartier 
die feheime Instruktion gegeben, er solle auf alle F&lle den Frieden iwiscben 
Preuaaeo und Frankreldi debem» diifto lieh sdiw^ieb «.uftecbt eciwlten Iumd. 
Die Erzählung des ftwizOsischen Gesandten Laforest, auf welche sich Lehmann 
sttltzt, ist nicht«? weniger als beweiskräftig. Ich lasse flahinfn-stplll, ob die 
Worte Laforests sichere Gewähr dafUr geben, dass Haugwitz den Einplang einer 
solchen Instruktion positiv behauptet habe. (Vgl Hoffer, Die Kabinettsregierung 
in Prauaen und J. W. Lombard, S. 178 Amn.) Sovid ist aber gewiss, dass 
Haugwitz' GlaubwQrdigkeit nicht über jeden Zv-nifcl erhaben ist. Tnd wenn wir 
vor die Alternative gestellt sind: Hat HaugwiU iji der Unterredung,' mit Laforest 
die Linie der Wahrheit Qberschritten? Oder bat Friedrich Wilhelm, dessen Ge- 
wissanbalUgkcit ausser Frag« stehen durfte^ seiiiem Wnister eine InslmkUoii ertdlt, 
die einen Bruch des Pdlsdamer Vertrages vom 3. November und einen Verrat 
gegen seine Bundesgenossen involvierte? So, meine ich, kann die Entscheidung 
nicht zweifelhaft sein. Übrigens beweisen, um von anderen Zeugnissen (Berichte 
des Obersten Crenneville, Sehreiben Friedrieh WObelros an Kaiser AlexaiMler vom 
33. Nov. etc.) abzusehen, schon die militärischen Massregdn des preussischen 
Königs, dass er durchaus am Potsdamer Vertrage festhielt. Vgl. Diincker Ab- 
bandlungen aus der neueren Geschichte, S. 160 ff., S. iö3 f. und Lehmann, ächura 
borst I, 957 fr. — Aueh die Nachriehten von der Sdilaeht bei Ansterlitt haben 
die Abwendung von jenem Vertrage nicht herbeigeführt. Das ergiebt sich aus 
der Konferenz vom 9. Dec. (Denkwürdigkeiten Hardenbergs II, 357 ff.), dem 
Schreiben Friedrich Wilhelms an den 2«aren vora 10. Dec (das. 363 fr.) und vor 
allem aus dem Ertesse an Haugwitz vom 11. Dee. (Biüneu II» 417. Vgl. Onndcer 
a. a. O., S. 167). Entscheidend für den Systemwecbsel in Berlin — und das ist 
meines Era( Iltens bisher nicht genügend hervorgehoben worden — war erst die 
l^tachricht von dem zu AusterUtz (16. Dec.) geschlossenen Waffenstillstände, von 
der ErAflhnng von Friedensverhandlungen swischen Osterreich und Frankreieh 
und von dem Abmärsche der russischen Truppen nach Russland. Von dem 
Augenblicke, wo dies in Berlin bekannt wurde, war ein Festhalten an der I'ots- 
damer Konvention ein Unding. Die preussischen Truppen konnten ja nicht einmal 
in Böhmen einrftdEen, wotu die Befehle schon gegeben waren (Denkwürdigkeiten 
Hardenbergs II. 3r>.5), denn Art. 6 des Waffenstillstandes besagte, dass keine 
fremde .Armee Ion B<iden Österreichs betreten dürfe. (Duncker a. a. 0., S. IG'J ) 
Auch hatte l'ieussen, wie Hardenberg mehrfach ausführt (vgl. z. B. die er^te 
Doikschrift Haidenböss fiba den Vertrag vom 16. Dec. Denkwürdigkeiten V, 247), 
keinerlei Verpflichtungen gegen Osterreich, namentlieh seit dieses einseitig Friedens- 
unterhandlungen begonnen und sich damit gewissermassen der Defeklion schuldig 
gemacht hatte. Und was die Verpflichtungen Preuasens gegen Rusaland betrifft« 
so hat das letztere nach der Schlacht von Aust^rfits und dar Traunmg von 
Oataneich solbst auf die Fortsetsnng des Krieges and damit «nf die Durefaführung 
des Vertrages vom ^. Nov. veiTichtet. Sonst wäre es ja ganz unbegreiflich, 
warum die russische Hegierung nicht den Eintritt (Fussens in den Kampf ver- 
langt hat. Dass dies nicht geschehen ist, muss scharf betont werden. Mit keinem 
Worte gedenkt der mssiscbe Kaiser in «einem Briefe an Friedrieb Wilhelm vom 
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Es war nicht das erste Mal, dass das Projekt von der Erwerbung 
Hannovers durch Preussen zur Sprache j^ebraclit wurde. Bereits 
bei den Entsohädigungsverhandlungen im Jahre 1801 hatten Russ- 
land und Frankreich das Kurfüiitentum in aller Form dem Könige 
Friedrich Wilhelm in. angeboten 2). Später — im August 1805 — 
war Napoleon darauf zurQdqjfekommen vnd hatte sidi erboten, 
Hannorer, Aber wdches er kraft des Rechtes der Eiobmtng dis^ 
ponieren tsx können meinte, an Preussen abzutreten'). Dagegen 
sollte letzteres sich zur Unterstützung Frankreichs f&r den Fall ver- 
pflic hten, dass irgend eine Macht zu einer gewaltsamen Änderung 
des Besitzstandes in Italien schreiten würde. 

In Berlin war man keineswejrs blind für die grossen politischen, 
militärischen und kommerziellen Vorteile, welche der Besitz Hanno- 
vers bieten musste. Eb war für Preussen eine Lebensfrage, eine 
feste Position im nördlichen Deutachlatul einzunehmen, ohne welche 
es einem Angriffe Frankreichs nicht standzuhalten vermochte; und 

6. Dee. (Oaikwaiidlgk«itMi Bardsnlwiss H, 866) der pnmiischen HtOfie. Font 

Czarton'ski schrieb am gleichen Tage an den russischen ficsandlen Alopaeu^; in 
Berlin, nicht etwa, er solle Preussens HtÜfe sollicitieren, sondern: unter den 
gegenwärtigen Verhältnissen sei es das Geratenste, ,de se tenir tranquille, de se 
furtifitr ebcs wi «t d'«ttcndra le eoo» d«s AvtaemenU*. Aach in der be- 
kannten Unlerre<lung, weicht' AIop;ieus am 21. Dec. mit IlarJenberp halte, war 
von dem kriegerischen Beistande Preussens nur insofern die Rede, als der russi- 
sche Gesandte an Hardenberg die Frage richtete, ob Friedrich Willielui den aus 
dem Potademer Vertrag« entspringettdoi tum foederh ftkr den Fall uurkenne, 
dass die russisch -französischen VerhandlaDgeii sidi teratblogen und der Krieg 
von neuem bej?inn«? (Das. S. 380.) 

Dem zweiten Argumente Lehmanns für die Existenz der obener>%'ähnten ge- 
heiincn Inetmktion: bei der berkeiiimlich«i Darrtdlang mfisee es vOUig unbegreiflich 
erscheinen, dass Hau;,rwitz, obwohl er seine Instmklion m so unverantwortlicher 
Weise tlberscliritlen habe, von dem KOnige bis an sein T,#>l>en?ende mit Aclifung 
und Auszeichnung behandelt worden sei, kann ich ebenfalls keine Beweiskraft 
lugeetdieii. In der ersten Zeit bat Friedrich WQhdm den Hinwter gewiae nicht 
mil Anneiefanung beliandelt. Aus dem (\on Hardenberg zurtlckgebaltenen) Erlass 
an HauL'wit? vom 11. Dec. (Bailleu II, 417) spricht unverhüllter Tadel. Nach 
der Rückkehr des Grafen von seiner Mission konnte der König zwar nicht be- 
wogen werden ihn zu desavouieren, aber dwnwiwenig woUte er sich dam ver- 
stehen, jenen .öfTentlich ftir den Wiener Traktat zu belohnen'. Die Insinuation 
Lombards, Friedrich Willielm möge Haugwitz aus Anlass des Vertrages zum 
Fürsten ernennen, wurde von diesem mit gröbster Entschiedenheit zurQckgewiesen. 
Haugwitt Bon darfiber auf das höchste aullipebraeht gewesen sein. (Ranke, Dmk- 
wUrdij/keiten Hardenbergs II, 416,) — Dass Friedrich Wilhcdm III. sich spftter 
innerlich mit dem Verhalten des Grafen au-sidmle, erkh'lrt sich zur Geniige AUS 
dem vomebrosten Ctiarakterzuge des Königs, seiner Friedensliebe. 

S) Baitteu II, EmL, S. XVI und XVm. 

3) Das. S. LXII f. 
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\y\e die Sachen lagen, konnte nur der Besitz Hannovers eine solche 
verschaffen. Mit Recht hat Hanke darauf hingewiesen, da^^s Friedrich 
Wilhelm III. so wenig aut den Besitz der Kurlande gedrnn<:en haben 
^vürde als seinerzeit Friedrieh der Grosse, wenn die VerbuiUmig 
Grossbritanniens mit Hannover dahüi geführt hätte, das» dieses Land 
um so krftftiger gegen die Framtosm yeiieidigt worden wfire, wie 
das im 7jährigen Kriege geschehen war^). Da dieses nieht der 
Fall war, musste Preussen um der Selbsterhaltung willen nach der 
Erwerbung des Kmfürstoitums streben. 

Allerdings war König Friedrich Wilhelm nicht gesonnen, auf 
einem anderen als dem legitimen Wege in den Besitz Hannovers 
zu gelangen. Er hatte bei den Verhandlungen mit Frankreich stets 
darauf bestanden, dass die Erwerbung des K iil mstentums nur mit 
der Einwilligung des Königs von England bei dem allgemeinen 
Frieden vor sich gehen kunne. Der preussischen Diplomatie war es 
gelungen, auch die russische Regierung für diesen Plan zu gewinnen; 
in dem Potsdamer Vertrage hatte Kaiser Alexander versprochen, 
seinen ganzen Efnfluss bei Georg III. zu yerwenden, dass dieser 
gegen gebOhrende EntschAd^iong in die Abtretung Hannoveis 
willige 2). 

Auch jetzt, als Graf Haug^vitz mit dem Entwürfe des Schön- 
brunner Vertrages nach Berlin zurückkehrte, war man hier nicht 
Willens von dem Grundsatze der Legitimität abzuweichen. Im 
Prinzipe mit dem Austausche von Ansbach, Cleve und Neuchatel 
gegen Hannover einverslanden. wollte man doch den Vertrag nur 
mit der Einschränkung aanelunen, dass der Austausch der erwähnten 
Gebiete erst nach dem allgemeinen Frieden, also unter Zustimmung 
Englands, vor sich gehen solle. Bis dahin wollte Preussen das Kur- 
fürstentum blos militflrisdi besetzt halten. 

Einen Augenblick glaubte die preussische Regierung der Ein- 
willigung Napoleons zu dem sokhergestalt modifizierten Vertrage 
sicher zu sein. Verhängnisvolle Täuschung! Napokon hielt, als 
Haugwitz zu Paris die kaiserliche Genehmigung für den neuge- 
stalteten Schünbriuiner Vertrag zu erwirken suchte, nicht nur an 
der sofortigen, unbedingten Besitznahme Hannovers fest, sondern 
forderte, darüber liinausgehend, dass Preussen seine HAfon dem 
englischen Handel und der englischen SchitVahrt veiächlitöseii sollte. 
Unglücklicherweise hatte man in Berlin durch die übereilte 



■) RaiüL^ D«iikwOrdigkeiten Hardenbergs I, 60ir. 
4) Dtt. I, B34r. 
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Abrüstung!), welche man im Glauben an die Annahme dos inoclifizierten 
Vertrages angeordnet hatte, sich aeibst in die Hände Napoleons 
^ep^eben. Einf Ableliiiiinp: der neuen Forderungen würde zugleich 
Krieg und Uiiforvan^r bedeutet haben. Notgedrungen unterzeichnete 
Friedrich Wilhelm III. am 2.'). Februar den neuen Pariser Vertrag, 
der ihn einerseits mr Preisgabe von Ansbafh, Cleve, Neuchatel, 
andererseits zu der unmittelbaren Besitznahme Hannovers mit dem 
Titd der Souveränität und zur Verschliessung der Nordseehäfen gegen 
England Topflichtete. 

Ob Friedrich Wilhelm m. ach seit diesem Momente für d&i 
reditmäasigm Besitzer des Kurfürstentums gehalten hat? Wir 
werden I i- bei dem loyalen Charakter des Königs kaum annehmen 
dürfen. Jedenfalls hoffte der König mit Bestimmtheit, dass der 
Friederisschlas«! zwischen England und Frankreich ihm dvn Besitz 
Hannovers bestätigen werde. Ihn bis dahin zu behaupten, nötigen- 
falls mit gewaüneter Hand, war er fest entschlossen. ^TTannover," 
schreibt er am 1. Juli 1806 an den Kaiser Alexander, „ist für die 
Verteidigung Preussens unentbehrlich. So lange der Krieg zwischen 
England und Frankreich dauert, muss ich es ungestört in Besitz 
behalten; darnach will ich mich gern mit England freundschaftlich 
auseinandersetzen*'). 



') Bereits am 24-. Januar (deinselbea Tage, wo in Abwesenlieit des erkrankten 
Hardenberg die Konfereuz staltfand, in welcher die Demobilisierung der preussi» 
sdMn Armee besehloBBen wurde) riditete fViedrieh WUhelin HI. an Hardenlierg 
ein Kubirif^itssclircitien, worin er ihn von den gefassten Beschlfls--<ii in Kenntnis 
setzte. ,Da mm, wif» Euch bekannt ist, der Abschlnss der riiif Frankreich ge- 
pflogenen Liiiterliandlungeu erfolgt ist," hiess es darin, ,und Ich zufolge desselben 
die HennöTeraclieii Lande durch mdne Thippen votUUifig in Bcaits nehmen lasse, 
auch der Hauptzweck der Mobilmachung Meiner Armee, das nördliche Teutschland 
vor einem verhcorenrlcn Krtepe sicher zu stellen, erreicht ist, so habe I<*li he- 
schlössen, die zur Besetzung des Hannoverschen nicht erforderlichen Truppen in 
die Friedenequartiere mrttekmarsehleTen und sie groartentdl» gldch nach deren 
Ankunft in selbigen wieder demobil machen zu lassen." Es ist sehr auffallend, 
da?« Hrjftipnben-' in ?rini»n Memoiren mit keinem Worte dieses Kabineftsschrpibon 
erwähnt. Er behauptet dort (II, 436), erst am 'iö. Januar von dem befehle, die 
Armee tu demobüuieren, Kenntnta erhalten m haben. Man wird aber kaum daran 
zweifeln können, dass jenes &ül)inetl86chreiben bereits am 24. Januar in seine 
Hände gelangt ist. Übrigens hat Hardcnbfr?» in rlem~''lben eigenhäntli? an 
den Hand geschrieben: «Ich bemerke hiebey, dass ich wegen dieser wichtigen 
Sache gar nicht tu Rate geso^n wurden widtigenfalls ich Gcgenvoratdlungen 
fflnacht haben wtlrde. Hunleiiberg.' Vgl Duncker, Abhandlungen aufl der 
neueren Geschichte, S. 178 fr. und HüfTer a. a. 0., S- 190 f 

2) Duncker, Aus der Zeit Friedrichs des Grossen und Friedrich Wiihehns UL, 
S» M6. 
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In demselben Augenblicke, wo die preussische Re^iemnpr dio 
Annahme des modifizierten Schnnbrunnt r Vertrages von Seiten 
Napoleons für gesichert hielt, orliess sie auch die notwendigen 
Befehle zur Räumung der hannovcM-scheii Liinde von den russischen, 
schwedischen und englischen Truppen und zum Eiimiarsche eines 
preusslscben Anneekoips. Bereits am 24. Januar 1806 sandte 
Friedrich Wilhelm III. dem Befehlshaber der rassischen Streitkräfte 
in dem KuriHrstentnm, Grafen Tolstoy, welcher seit dem Potsdamer 
Vertrage unter den Befehlen des Königs stand, die Weisung, 
durch Mecklenburg« Pommern, West- und Ostpreussen nach 
der russischen Grenze zurückzumarschiercn. Auch wurde Graf 
Tolstoy von dem preussischen Könige ersucht, den Rückmarsch der 
Schweden zu veranlassen. — Der englischen Gesandtschaft ward 
von dem Grafen Ilaugwitz anheimgegeben, die engl i sei i -hannover- 
schen Tiuppen möchten sieh „in das Herzogtum Bremen auf das 
rechte Ufer der Wümme zurückziehen, wo sie vorläutig kantonieren 
und, den Einschiffungsplfttzen nahe, die Beendigung der Anstalten 
zu ihrer ROckkehr abwarten könnten* >). 

Die preussischen Truppen, welche im Oktober 1806 in das 
Kurfürstentum eingerückt war^ hatten sich g^en Ende November 
nach Westfal« n und Franken gezogen. Jetzt ^vurde ein Bruchteil 
der preussischen Armee — 23 Bataillone Infanterie, 25 Schwadronen 
Kavallerie, 7 Batterien Artillerie — beordert, von neuem nach 
Hannover vorzurücken und die milit.lrische Besetzung des Kurfürsten- 
tums zu vollziehen. Das Generalkommando über diese Truppen 
erliielL der Herzog von liraunschweig. Da Hei-zog Karl Ferdinand 
aber noch im Januar 1806 m diplomatischer Mission nach Peters- 
burg abreiste, ging das faktische Kommando auf den Staatsnunister 
und General der Kavallerie Graf von Schulenburg-Kehnert öber, 
welcher von Friedrich Wilhehn HI. zunächst mit der C3viladnuni- 
stration des KurfQrstentums beauftragt war. 

Von grossem Interesse ist ein königliches Kabineltsscli reiben 
vom 24. Januar, in welchem Friedrich Wilhelm III. dem Grafen 
Schulenburg die Emennung- zum Adminislrations-Kommissar mitteilt: 
es giebt uns Aufsdiluss, wie der preussische König die provisorische 
Besitznahme der hannoverschen Lande ausgeführt wissen wollte. 
„Da ich," so begann das Schreiben, „zu Behauptung der Neutralität 
meiner Staaten und des nördlichen Deutschland m dem noch fort- 
dauernden Kriege zwischen Frankreich und England mit der zuerst 
genannten Macht übereingekommen bin, die Staaten des Königs von 

1) Kabineltsschreiben an Hardenberg vom S4. Jaitntr. Desgleichen an den 
üenog von Biaunsdiweig von demselben Tage. 
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Grossbritannien in Deutschland durch meine Trappen besetzen und 
bis zum künftigen Frieden administrieren zu lassen, so ist es nötig» 
zur zwcckniässi^'^en Anordnung und Führung dieser Administration 
einen besonderen Kommissarius zu ernennen, der in\i dem nötig^en 
Ansehen von Rang und Würden alle die persönliclKii Eifrenschaften 
verbindet, die zu einem so wichtigen Auftrage erfordert werden." 
Alles dieses, hiess es weiter, sei in Schulenburgs Person auf eine 
so glückliche Weise vereinigt, dass er (der König) ihm jenen Auftrag 
mit YoUem Vertrauen erteOe. Um dem General die Last des GesdOftes 
möglichst zu erleichtem, subordiniere er ihm den Geh. Oberflnanarat 
und Kammorprftsidffliten yon Ingersleben und ermfteht%e ihn ausser^ 
dem, alle sonst erforderlichen Offizianten aus dea verschiedenen 
lißnisterialdepartements auszuwählen. Einer besonderen Instruktion 
bedürfe es bei Schul enbui^ »bewährten dienstlichen Einsichten und 
Erfahrungen" nicht. Sie liege schon in dem BeprifTe der Admini- 
stration, wonach die Landesverwaltung auf dem Fusse und mit den 
Behörden, wie sie vorhanden seien, foi lgeführt werden müsse, ,doch 
SU, dass alle direkte oder indirekte Verbindung mit dem Könige von 
England zu suspendieren, die Geschäfte nicht in dessen Namen, 
sondern im Namen des Landes zu führen und vor allen Dingen 
dahin zu sehen sei, dass die Neutralität des Landes bei dem Kriege 
zwischen Frankreich und England nicht auf die entfernteste Weise 
Toletzt, mithin auch weder Geld noch Geldeswert dem Könige von 
England zugeführt noch irgend eine Aushebung von Mannschaften 
oder Werbung gestattet werde". Dagegen müsse Schulenburgs ganze 
Sorgfalt auf die Wohlfahrt des Landes und Verminderung der Lasten 
desselben gerichtet sein. Zu ileni Ende werde er den Friedensetat 
der m der Besetzung erford rln heu Truppen aus seinen Kassen 
fortüaiilen lassen, so dass das Kurfürstentum nur die Verpflegung 
und Zuschüsse nach dem Feldetat aufzubringen habe. 

Am 27. Januar wurde auch dem kurhannoTerschen Ministerium 
durch ein Schreiben des Mmistefs von Hardenberg die bevorstehende 
Besetzung des Landes angekündigt >). Das einzige Mittel, hiess es 
in demselben, das abermalige Vorrücken einer grossen französischen 
Kriegsmacht in die hannoverschen Lande abzuwehren, habe in einem 
mit dern Kaiser von Frankreich m treffenden Übereinkommen be- 
standen, wodurch die deutschen Lande des englischen Königs bis 
zur Bestimmung ihres Schicksals bei dem allgemeinen Frieden dem 
Könige von Prenssen zur Venvahning durch seine Tru[)|K'n allein, 
und zur Administration übergeben würden. Diese Übeitinkunit sei 



1) Gedradtt u. ■. M, Tos», Zflitea T, fiSff. 
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wirklich getroffen worden, und demgemäss werde die Besetzung des 
Landes darch ein preussisches Arnicokorps in kui*zem erfolgoi. 
König Friedriph Wilhelm intendiere bei der rbernahme des Kur- 
fürstentums nur die Sicherlifif und Rulie des nördlichen Deutschlands 
und wünsche nichts leliliattt r, als dass die Verwaltung zum grössten 
Wohle des Landes und dessen Einwohner gereiche. 

In der Verfassung der Landesbehörden werde nichts geändert 
werden ; nur sollten sie vor der Hand die einfache Bezeichnung .hanno- 
versche Behörden " führen. Auch sollten sie ^in Rücksicht ihrer Verwais 
tung und Dienstpflichten, wie aus dem Begriffe einer attsschliesslichen 
Administration von selbst folge^ lediglich dem preussiBchen Könige 
und seinem Administrations-Kommissar mit gftndicher Aussddiessung 
alles auswärtigen Nexus* verantwortlich sein. 

An dem gleichen Tage (27. Januar) wurde don hannoverschen 
Ministern ein königliches Manifest ein^'-ehändi^jt wclciies die 
Landeseinwohner mit der preussischen Besetzung bekannt machen 
sollte. Die Unterthanen wurden darin angewiesen, den Ver- 
fügungen des Administrations- Kommissars und der von demselben 
einzusetzenden Administrations - Kommission miweigerlich nachzu- 
kommen und sich in allen höheren und allgemeinen Landesan- 
gelegenheiten allein an den Administrations-Kommissar, als die nun- 
mehrige oberste Behörde zu wenden. Das Manifest enthielt femer 
die uns bekannte Zusicherung, dass der Friedensetat der Besetzungs- 
truppen aus den preussischen Landeskassen bezahlt, und dass bloss die 
mehreren Kosten des Kriegsetats von den Unterthanen getragen werden 
sollten. Überhaupt solle dafür j^^esorj^'t werden, dass die Kinknn<'!i' 
des Kurfürstentums während der preussischen Administration nach Abzug 
der Venval Lungskosten allein zu dessen Nutzen verwandt würden. 

Auf das Schreiben Hardenbergs vom 27. Januar Hess der üraf 
▼on Münster, welcher seit November 1805 auf hannoTerschem Boden 
weilte, ein Antwortschreiben (30. Januar) ergehen, welches auf das 
feierlichste gegen alle Einschränkungen der Rechte Georgs III. und 
namentlich gegen die Publikation des Manifests vom 27. Januar 
protestierte. Es wurde in dieser Antwort unverblümt erklärt, 
das hannoversche Ministerium würde es vor seinem Landesherm 
und vor dem eigenen Gewissen nicht verantworten können, wenn 
es sich dem Ansinnen der preussischen Regieninfr. es so]]i> !• dig- 
lich dem preussischen Könige und seinem A(hninistratio!j — i\<»m- 
niissar mit günzliciier Ausschliessung alles auswärtigen Nexus ver- 
antwortlidi bleiben, füge. — Damit nicht zufrieden, verötTentlichte 

1) Das. S. m«. 
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HOnster unter dem 3. Febroar 180r> eine Proklamation, worin er 
seinen Protest gegen die preussische Besitznahme, welche den 

Rechten des Königs zuwiderlaufe und von demselben missbilli^'^t 
werde, zur allgenieineii Kenntnis 5ir u hte und seine Rückkehr nach 
Ilngland ankündi-.'te. Des weiteren forderte Mün.sler die Staat?- 
dienerscliaft auf, auf dem ihr anvertrauUu i'u.-l.en auszuharren und 
ermahnte die Unterthanen, sich der hevorslehenden Okkupation 
nicht zu widersetzen, da solches fQr sie selbst nachteilig und fOr 
das Land ohne Nutzen sein wflrde. 

Man kann kaum anders annehmen, als dass der Münsterschen 
Proklamation die Absieht zu Grunde lag, bei den Landeseinwohnem 
eine üble Stimmun;.^ },'ogen Preussen zu erregen* Thalsächlich hat 
?ip diesen Erfolg' ^'eliabt. Wie Graf Schulenburg am 10. Febraar aus 
Hildeslieirn berichtete, war das von proussisrher Seite erlassene tmd in 
mehreren öffentlichen Blättern erschienene Patent vom ±1. Januar 
„den Umständen naeh" im Lande sehr günstig aufgenommen worden. 
Allein die Pruklanialion des Grafen Münster hatte die Stimmung 
so nachteilig verändert, dass man laut sagte, ötTentliche Feinde seien 
heimlichen TOizuziehen 

Am 14. Februar marschierte das erste preussische Regunent 
in die Residenzstadt Hannover ein. Ihnen folgten nach und nach 
die anderen Truppen. Am 15. Februar traf der Administrations- 
Kommissar, General von Schulenburg, in tU-r Hauptstadt des Landes 
ein und am 17. das Personal der Administrations-Kommission. 

Die Ankunft dei- Preussen bildete das Abzu?ssi?nal für die 
englischen, russischt ii und schwedischen Tnipix'U. Die Einschiffung 
der englisch -Hanno versehen Truppen begann bereits am 28. Januar 
zu Breinerlelir -|. Am I.Februar meldete der preussische Konsul in 
Bremen, dass der Abzug der Engländer mit fast ängstUch scheinender 
Eile betrieben werde. Bis zum 17. Februar war derselbe völlig 
bewerkstelligt. In Schulenburgs Berichten^) wird erwfthnt, dass die 
Anzahl der zur Deutschen Legion gehörigen Mannschaft anfänglich 
nnr 13000 Hann betragm habe. Bei der rührigen Werbung, die 
im Kurfürstentum entfaltet worden, sei sie aber in kurzer Zeit auf 
19000 Mann angewachsen. Über die Einschiffung nach En^^^land sei 
in der Lef»ion ein grosser Unwille entstanden. Mehrere Bataillone 
solHof) sich gewei;:ert haben, sich derselben zu unterziehen. Die 
Desertion nehme unter den hannoverschen Soldaten in dem Masse 



') Vgl. Li'liniann, Sctinrnliorpt I, 366. 

2) Hardenberg an rscbulenburg, 4. Februar. 

S) Hilderiwin, 8. Fdimar. 
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lUierhancI, dass ein grosser Teil der Legion wohl nieht naeh England 

kommrn 

Grössere SchwiVrigkeiton als die enr1i;=c!i-hannoverschen Truppen 
machtün die Russen, von denen 18—10000 Mann im Lande lagen. 
Sie setzten sich nur widerwillig und sehr langsam in Beweg^ung. 
Scimieiiburg glauhte den Grund dafür in einem EinverstAndnisse 
zwischen Münster und Tolstoy suchen zu sollen. Die Absicht dieser 
beiden Ifänner ging nach seinem Dafürhalten dahin, dm-ch die Ver- 
zögmu^ des Abmarsches der russischoi Regimenter die preussischen 
I^ruppen zum Stehenbleiben m nötigen und so den Eänmaisch der^ 
selboi in das Hannoveische eine Zettlang hinzohalten*). 

Das schwedische, etwa 6000 Mann starke Armeekorps endlich 
aog sich im Anfang Februar über die Elbe in das Lauenbuigische 
und von dort weiter in dai^ Mecklenburgische zurück. Nur ein kleiner 
Teil der Schweden, etwa i(X) Mann stark, blieb im Lauenbur^nsclien 
stehen. Ihr Führer, Oberst Graf von Löwenhielni. erliess am 
1. Februar im Namen seines Königs ein Pubiikaiiilum, wonach die 
hannoverschen Lande auf dem rechten Elbufer auch ferner unter 
dem Schutze der schwedischen Truppen bleiben sollten, bis darOber 
eine nAhere Obereinkunft zwischen Gustav IV. und Georg m. ge- 
troffen sei. Der starrköpfige Schwedenkönig war auf keine Weise 
zu bewegen, den Rest seiner Truppen aus dem Lauenburgischen 
herauszuziehen. So blieb den preussischen Truppen nichts an(teres 
Abrig, als das schwedische Detachement mit (lewalt ausdemHmog- 
tume zu vertreiben. Es geschah am 23. April. 

Als der Pariser Vertrag vom 15. Februar von dem preu<5?ischpn 
Konige bc&täligt, imd die Ratifikationen desselben am 8. März zu 
Paris ausgewechselt waren, kam der Augenblick, wo auch die 
französische Besatzung in Hameln das Kurfürstentum verlassen sollte. 
Der Abmarsch erfolgte auf Grund einer Konvention, die am 8. Mftrz 
zwischen dem Grrafm von Haugwitz und dem General Duroc zu 
Paris abgeschlossen war. Diese Eonvention, welche Hardenberg in 
seinen Memoiren ,em höchst seichtes, unbestimmtes und nachteiliges 
Machwerk* nennt setzte im 1. Artikel fest, dass Hamehi am 
18. März von den französischen Truppen geräumt und den Preuss^ 
übergeben werdnn sollte. Der 5. Artikel entliielt die Bestimmung, 
dass die hannoverschen Stände dei- französischen Besatzung den 
Sold bis y.nm ersten April auszalileu und ihr die Transportmittel 
bis zur französischen Grenze liefern sollten. 

1) Vpl. Bramisli I. 88 ff. 

3) Immediatbericbt Scbulenburgs, Uildeaheim 9. Februar. 
'} Rmkc, DenkwOrdifkeittn Hardenbeisa II« 618. 
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Schulenburg sprach gleich, als er von dieser Konvention Kenntnis 
erhielt, die Befürditung aus, dass der so Oberaus unbestimmt ab- 
gefasste Art. 5 den Franzosen zu ungeheuren Reklamationen Veran- 
lassung geben, und dass die Räumung der Festung nicht eher er- 
folgen \\ürde, als bis die französischen Forderungen samt und 
sonders befriedigt sein würden. — Der preussische General hatte 
nur zu richtig geahnt. General Barbou in Hameln erklärte dem von 
preussischer Seite zor ISntgegenimhme der Obetgabe nach Hamehi 
gesandten Oberst von Etaaeri), er werde die Festung erst dann 
rflumen, wenn er ton den Ständen alles erhalten haben werde, was 
er za fordern habe. Auf die Vorstellungra Eisners hatte er nur die 
Antwort: «Sie bezahlen bis auf den letzten Heller, oder ich bleibe 
unbeweglich in Hameln; so befiehlt es mein Kaiser' 2). Anfänglich 
verlangte Barbou 1 200000 Fr.; nur mit Mühe gelang es den 
Deputierten der hannovei-schen Stände diese Summe bis auf 
eine Million herabzuhandeln. — Die hannoverschen Kassen waren 
aber bei ihrem ersciioplten Zustande gänzhch ausser stände, eine 
so erhebhchti Summe iii kurzer Frist zu liefern. Man entschloss 
sich preussischerseits darum, dem KurfÜrstoitum j^e Summe vor- 
zoschiessen. Das geschah: die haunoverschen Deputierten gaben 
das schriftliche Versprechen, die Schuld aus dm Mitteln des Landes 
zu erstatten, sobald man dazu im stände sein wOrde^), und die 
verlangte Summe wurde dem General Barbou verabfolgt. Davon 
erhielt dir rramison anf ihren seit September 1805 rückständigen 
Sold 800000 Fr., 100000 Fr. wurden dem General Barbou als 
„Gratifikation" zu teil, eine gleiche Summe dem General Rapp, 
welcher den Befehl Hameln zu räumen überbracht hatte Auch 

1) Ober denselb«! vgl. Biyjwn» Erinnerungen I, 360. 

2) Ähnlich erkl&rte der General Rapp den Deputierten der liannoversclien 
Stfintle, welche um eine Milderung der französischen Fonlenunjen baten, ,que la 
volonte de l'Eiupereur ^tait el ([ue leä instrucüons du Gtineral Barbou porlaienl, 
qa*U ne qoitUt Hamdn qn^apris ^Ire eontenU de toutee ses |pr£lentii»n« jnaqv'an 
deniier soL* Dass dies den ausdrücklichen Bestimmungen der Konvention vom 
S. Marz, wonach Hameln am Mittage des 18. März denPreuflsen fibeifebea werden 
sollte, zuwiderlief, ktimmeite die Franzosen nicht. 

^ Die Sehaldorkttttde ist ttugesteUt d. d. Hemeln il. Ifitn 1806 und unter' 
schrieben von Patje, den Landrflten von Münchhausen und von Ibding und dem 
Lande?ökonomie-Rat Meyer. Es hiess in derselben u. a, : .Wir quittieren im 
Auftrag des Landesdeputations-XoUegiums über diesen eriialtenen Vorscbuss und 
venfweehen dessen Erstattung aus d«i Mitteln des Landes, sobald die Kxtfte und 
UmsUüide desselben solches gestatten.* 

*) Hirrnaoh ist die Angabe von Hardenhersj- (II. är»), dass Graf Schulenburg 
den beiden (ienerälen die Summe von lOüUUU Tblr. geschenkt habe, zu berichtigen. 
VfL Ldimann, SduunliiMst I, 367 f. Im Jahre 1814 trug der preusaisdie Finana- 
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der Ordonnateur Bourdon und ein Oberst Passelac, wahrsdieinlich 
Chef von Barbous Clt neralstab, verlangten Gratifikationen für sich. 

Sie erhielten je 100 Stück Friedrichsdor. 

Erst nachdem dies widerwärtige Geschfift abgetlmn war, ging 
die Rfiumung Hamelns vor sich. Am 24. März uiitorzei'ltnoten 
Burbou und Schulenbnrg das Protokoll der CberKabo Hanno vers an 
Preussen '). Am -lij. Marz marschierte die erste Abteilung der Fran- 
zosen ab, die letzte am 30. März. Die ganze Art und Weise, wie 
die Franzosen bei der Rfiumung verfiibren, war für die preussische 
Regierung äusserst Terletzend. I^utenbuii^ schrieb darOber an dm 
Harquis Luochesini in Paris (25. März): «Alles, was sich zu Hameln 
zugetragen hat, ist so bitter fOr einen alten preussischen Staatsdiener, 
das6 ich OS nirht beschreiben kann.* 

Mit der Übergabe Hamelns waren aber die französischen Vexationen 
in Hannover noch nicht zu Ende. Wie Schulenhnrg am 19. Mftrz 
nach Berlin inrldot. battr der (icnerai Rajip bei seiner Anwcsr-nlicit 
in Hannover angegel)i ri. er habe den Auftrag, die Anstalten zu 
besichtigen, welche aut preussischer Seite gegen den englischen 
Handel ergriffen wüi'den*). Desgleichen habe der General Barbou 
den BefeU, in Hannover als Hinister zu residieren, und die Aus- 
führung des Vertrages vom 15. Februar zu Qberwachen. Wirklich 
hat der General Rapp die Anstalten, welche von den Preussen zur 
Sperrung der Elbe und Weser getroffen waren, in Augenschein ge^ 
nommen. Er war mit Urnen zufrieden nnd machte bei seiner 
Rückkehr na» b Hannover am 28. März dem Grafen Schulenburg das 
Kompliment: ,Kure Anstalten sind so vollkommen, dass ich glaube, 
wir würden bintrr Eiicli zurürkfreblieben sein"^). 

(ii in'ial Barbou kam zu Anfang April in Hannover an, bezog 
dort ein gemietetes Quailier und gab bei seintn Visiten eine Karte 
mit der ominösen Aufschrift: ^Commissair de Sa Majestc TEmpereur 
des Francis et Roi d'Italie* ab. Doch scheint er in Hannover 
keine amtliche Thfttigkeit entfiedtet zu haben. Auf die Vorstellungen 

minist«'!- vf>n Bolow hpi HnrHpnbpr<.' nnf die Wiedererstattung der Million Francs 
an. Hardenberg erklärte jedoch, er sei ausser stände, die Erstallun^ jener Summe 
von der hannovencboi Regierung lu fordern. Sebulenburg habe damals bezahlt, 
um die sddeiinige Räumung des Lande», nicht zu (tunsten Hannovers, soodem 
rr<-ussens zu erlangen. Durch eine koiti^llcbe Kabinettaordie vom 30. April 1814 
wurde jene Summe dann niedergeschlagen. 

I) Der erste Artikel dieaes Protokolls lautete: »Kenti^ occupation et 
pussession de 1' Klectorat d'HanoTre est remiae d^ ee moment aax troupes de 
S. M. FniPsipniiP." 

3) Vgl. Lehmami, Scbanihurst 1, 368. 
Bericht SeholmburgB vom 291 Itän. 
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der preussiscben Regiening wurde Barboii zu Anfang Mai nach 
Paris 2urückberuf(Ml ; Rapp war schon früher dorfliin zurückgereist. 

Das Auftreten, namentlich des Generals Rapp bei der obigen 
Gelegenheit, war ein dermassen unp-c?diliffenes und arrofjmito- 
dass Schulcnburg nur mit der grössteii Anstrengung seine Müssigung 
bewahren konnte. Er bat aber den Könitr (19. März), ihn von 
seinem Posten zu entbinden, da sein ( ih.u. ikfer auf keine Weise 
dazu passe, Demütigungen hinzunelimen, und er niclit dafür bürgen 
könne, dass er Herr seiner Empfindlichkeit bleibe^. Die Antwort 
Friedrich Wilhelms III. Tom SS. Mftrz l&sst uns einen tiefen Blick 
in die damalige Stimmung des Königs thun. »Eure Empfindung", 
schrieb er an den Grafen, .ist sehr begreiflich, obgleich sie nicht 
dazu geeignet ist, der Meinigen von ihrer Bitterkät etwas zubenehmen. 
Steht es mit der gemeinen Sache so, dass manches, was nicht 
hätte möglicli sein sollen, doch möglich geworden ist, so folgt zuerst 
daraus, dass Ich der Liebe, des Eifei-s und der Heharrlichkeit meiner 
getreuen Diener noch mehr al^ nntt r gewöimliclien Umständen 
bedürftig bin. Euer Selb>tgefülil wird Euch sagen, dass Ihr mir 
jetzt unersetzlich seid, und dass auf dem Fleck, wo Ihr gegenwärtig 
steht, nur die Vereinigung Eurer vielfältigen Erfahrungen dem 
schweren Berufe genug thut"'). 

Was nun die preussiscben Massregeln gegen den englischen 
Handel betrifft, so hatte König Friedrich Iii. Schulenburg am 24. Hftiz 
angewiesen, möglichst schleunig ein Publikandum über die Sperrung 
der Elbe, Weser und Ems für die engUsche Schiffahrt und Handlung 
zu erlassen und alle Anstalten zu tr- tfen, um demselben die stren^'^ste 
Folge zu geben. Zur 1^'rlitsclmur nins=e dabei das Verfahren der 
französischen Hefeldslial)ei in den Jalireu 18Ü3 — 5 dienen. Dem- 
geniass brachte Sehulenburg am 28. März zur öffentlichen Kenntnis, 
die Häfen an der Nordsee, sowie die Ströme, welche sich in dieselbe 
ergössen, sollten der engUsehen Sdnffahrt und dem englischen 
Handel ebenso wie zu den Zeiten der französischen Okkupation 
gesperrt sein. Die preussischen Truppen hätten den Befehl erhalten, 
allen englischen Schiffen das Emlaufen in jene Häfen und Ströme 
zu wehren. Audi sollten alle zur Sache gehörenden Anstaltoi ge- 

1) In einem Sehreiben an Lucctiesini vom 25. Mftn spricht Schulcnburg von 

den .iiisiiuiailnn?. qiiü G>'neral Rapp m'a failes d'un ton et vnc des numitees, 
auxquclleä janiais je n'avais ete cxpose". 

'i) Am S2. M&R wiederholte Scbulenburg sein Abschiedsgesuch. VgL Leh- 
mann, Scharnhorst I, 36& 

3) Nach Lehmann, Schnrnhor??t 1, Hfi*?, {«t drm Grafen l^chnlenbur?' ausser- 
dem (24. März) die Weisung zuge^fan^ea, dem General Happ artig und zuvor* 
kommend zu begegnen. 

2 
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troffen werden, um das Ein- und Durcbbringen der engliscben Waren 
zu verhüten. 

Mit der Spermng der Elbe ward von Schiilenburg der General- 
leutnant von Pietz, mit der Sperrung der Weser der (ienf-rrihiiajor 
von Tscliammer beauftragt. Kiixliaven und Brenieilehe wurden als 
Hauptlandungsplätze von den preusiisclieii Trui)pen >tark be.'ielzt; 
nach den übrigen Häfen und Landungsplätzen gingtu nur schwache 
Abteilungen. 

Wie Friedrich WOhelm HI. die gegen den englischen Handel 
gelichteten VerfOgungen ausgefOhrt wissen wollte, ergiebt sich aus 
einer geheimen Instruktion, welche er dem Grafen von Schulenburg 

am 24. März erteilte. Darin hiess es: «Mein fester Wille ist, den 
mit Frankreich abgeschlossenen Vertrag in seinem ganzen Umfang 
und ^n.n7. im Geiste desselben zu erfüllen Dit ser Emst schliesst 
aber nicht aus, die Ausführung so zu modilizieren, dass alles sor?r- 
föltig vormieden werde, was Enjrland noch mehr al^ die Sache 
selbst reizen könnte, zu Erreichung des Zweckes abt^r nicht we.senflich 
und unumgänglich erforderlich ist. Dahin rechne Ich besondei-s 
das Feuern auf englische Fahrzeuge, die sich nicht abweisen lassen 
wollen, welches so lange es nur irgend möglich zurückzuhalten ist." 

Am 14. April beriditete Schulenburg an den König, die Sperrung 
der Nordseehftfen, sowie der Weser und Elbe sei vollzogt. Es 
komme jetzt darauf an, die Massregeln zu treffen, um den Eingang 
und das Ausladen englischer Waren, worunter er jedoch nur oiglische 
Manufaktur- und Fabrikwaren — also keine Kolonialwaren — ver- 
stehe, zu veriiüten. Er glaube, da=< hierbei die Absicht sein müsse 
und sei, auch nicht den kleinsten Schritt weiter zu gehen, als die 
Franzosen während der Jahre 1803 -5 gegangen seien. — Kon- 
fiskationen engUscher Waren im Lande, berichtete Schulenburg ein 
anderes Mal (27. April), wQrde man kaum vornehmen können. Es 
möchten sich wohl hier und da englische Waren in kleinen Mengen 
befinden; allein diese seien z.T. schon vor der preussischen Besitz^ 
nähme eingefCkhrt. Auch seien die Vorräte gewiss zu unbedeutend, 
als dass man sie zu berftdcsichtigen brauche. Als er bei der neu- 
lichen Anwesenheit des Generals Rapp gelegentlich zu diesem bemerkt 
habe, Kontrebande im kleinen werde sich nicht verhüten laj^sen, 
sei ihm geantwortet; „Der Kaiser vennag sie nicht einmal in 
Frankreich zu unterdrücken; wie solltet Ilu* es hier können?" 



') Xacli letii V(>rfr;ip«> vom 15. Fe)»rnar ISfM» sollte t?ie Sperrung ausgeführt 
werden ,(le la nieme luanier«; que tont lait leä troupcs fran^aises occupant 
rlUeetontt d« Hanowe*. Ruoke, Dankwardifkeiten Hardoibe^ II, 481. 
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Ein nennenswerter Schaden ist dem englischen Handel unter 
diesen Umstftnden durch die Sperrung der Nordsee nicht erwachsen. 
Die Hauptwege, welche derselbe zur Zeit der französischen Okkupation 
eingeschlagen hatte, die Verbindung mit Hambuisr und Lübeck über 
Tönningen und Husum, die Landfahrt vom Jahdcbusen durch das 
Oldenburgische nach Bremen und die Wattenfahrt zwischen der 
Jahde und Weser, blieben auch während der preussisciien Okkupation 
unverschlossen. Das alles hinderte aber die englische Regierung nicht, 
ihrerseits die scliAifeten Hassregeln gegen Preussen zu ergreifen. 
Auf die preussisehoi Schiffe, welche in ihrem Machtberdche warm, 
legte sie ein Embaigo. Ober Elbe, Ttave, Weser und Ems 
ward der Blockadezustand YerhAngt (8. April)') und an Preussen 
der Krieg erklärt. Die Plnrkadc über die gedachten Flüsse wurde 
von den Engländern sehr ^tr. hl-^ Lohandhabt: alles Ein- und Aus- 
laufen von Schiiten, selbst der kleinsten Bote, ward unnachsichtlich 
verhindert. Die preussische Reixierunfr hat im Hannoverschen keine 
weiteren RepressaUen ergrilTen; liöelistens dass man den enghschen 
Waren etwas eifriger nachspürte, als es ursprünglich beabsichtigt 
gewesen war-). 

Eine weitm Folge des Pariser Vertrages war, dass Friedrich 
Wilhelm III. zu Anfang April förmlich und feieriich von dem Kur- 
fOrstentum Besitz ergriff. Bereits am 2. März fand zu Berlm eine 
Konferenz der Ratgeber des KOoH^ statt, in welcher die Frage auf- 
geworfen und erörtert wurde: „Kann man die Dinge in Hannover 
auf dem gegenwärtigen Fusse belassen, oder ist es nötig, die Besitz- 
ergreifung durch einen ütTeTitlichen Akt zu konstatieren?" Die Teil- 
nehmer an der Beratschl;i.'u[ig es waren Sehulenbur^\ 1-hirden- 
berg, Lucchesini und die beiden Kabinettsräte Lombard und Beyine — 
waren einstimmipr der Meinung, eine Deklaration des Königs, welche 
die völlige Besit/.nahme des Kuit'Qibteutunis ankündige, sei unmn- 
gänglich notwendig. Dies erfordere schon die Räcksicht auf Napoleon, 
welcher der Aufrichtigkeit Preussens misstraue, nicht minder aber 
das Interesse der Hannoveraner selbst, welche nur dann Vertrauen 
zu dem prenssischen Regimente fassen könnten, wenn es kemem 
Zweifel unterliege, wer in Zukunft ihr Landesherr sein werde. Auch 

*) Aufgehoben am iä. Öept. 1806. 

2) Am 4. Mai liesü König Friedrich Withelm III. dem Grafen Schulenburg 
die Wdsung ragehen, vor der Hand und bis auf weiteren Befehl seien ktine 

Reprt's^ali.Mi i-'<'ii Fn^'lainl, ?elb?f wonn sich dazu Gelegenheil bieten sollte, zu 
gebrauohfii. i)ie Entlialtung davon und die stren^jc Beschrfinkung auf die blosse 
Sperrunif der blröiue könnte vielleicht noch bewirken, dass engliaehefBdU die 
beschlosseoen FeindMligkeiten gemildert wurden. 

8» 
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die öff(^tliche Meinung in den altpreussischen Provinzen gebiete 
einen solchen Schritt, denn der Patriotismus mflsse dort schwinden, 
w&an man niclit sähe, dass der Abtretung preussischen Gebietes 

entsprechende Entschädigungen gegenüberetänden 

So crliess Friedrich Wilhelm denn am 1. April ein Patent, 
welches die definitive Rr-^itznahme des Kurfurslcntuiu^ Yerkündele-), 
Er habe ^'ehofTt, Hess er sich darin ans, seinen l'nterth.'ineii und 
den benaclibarteii Provinzen ties nördlieheu Deulaclikuids die Foil- 
dauer der Wohlthalen des Friedens während des Kri^es dadurch 
erhalten und sichern zu können, dass er die Staaten des Kurhauses 
Braunschweig-Löneburg in Deutschland durch seine Truppen besetzt 
und in Administration genommen habe. Seitdem sei aber die wirk« 
liehe Besitzergreifung der hannöverseben Lande gegen die Abtretung 
dreier Provinzen d^ preussischen I^Tonarchie «2u einem dauerhaften 
Ruhestand" der preussischen Unterthanen und der angrenzenden 
Staaten .unumji.1np'li( h iiot.wendig* ;:e^v(>I•d'n!. Er habe «lamm mit 
dem Kaiser von Frankreich (Mne Konvention ah^'esclilossen, vermöge 
welclier er ^den redit liehen Besitz auf die Sr. Kaiserl. Majestät 
durch du* Eroi»erungsrecht zuständigen Staaten 3) des Kurhauses 
Braunschweig in Deutschland" erworben habe. Er erkläre dem- 
zufolge, dass die hannoverschen Lande von nun an als in seinen 
Besitz flbergegangen und seiner Macht allein unterworfen anzusehen 
seien. Es werde daher von nun an auch die Regierung und Ver- 
waltung Hannovers lediglich und allein in seinem Namen und seiner 
allerhöchsten Autorität statthaben. — Des weiteren werden in dem 
Patente sämtliche Landesbehörden aufgefordert, die ihnen -Arj^o- 
wiesenon Funktionen im Namen de> preussischen Königs und unter 
der obersten Leitung des Grafen von Schulenbur^r und dei- Admini- 
slrations-Kommission jdlichtmässig fortzusetzen. An (he sainthehen 
LandesL'inwuhnei tngt ht die Aufforderung, sich der neuen Ordnung 
der Dinge, aus welcher ihnen ein neuer Zeitpunkt der Ruhe und 
des Wohlstandes erblfihen werde, willig zu unterwerfe. Zum 
Schlüsse wird versprochen, der Kön^ werde gewiss nichts unter- 
lassen, um den Landesunterthanen seuie v&terliche Sorgfalt und 
seinen Wunsch sie glöckhch zu machen zu bestätigen. 

Auf dieses Patent erfolgte unter dem L'O. April eine vom Grafen 
Münster abgefasste langatmige Deklaration Georgs Iii., welche gegen 

') iiaiike, Deitk^wliriiigkeilea Hardenbergs II, 503. 
«) Gedruckt du., S. &SSff. 

3' Die Worte ,Sr. Kaiserl. Majestät durch das Eroberungsrecht zui>(Ündigetl 
Staaten* sind laut Handnott« Hardenberi/n in dem Original des Patentes (G. St.-A. 
Berlin) auf den ausdrUckiiclieii i^cfehl deä Königs biuein^esetzt worden. 
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die Besitznahme Hannovers Protest einlegte und ,in wenig würdiger 
Weise* gegen das Verhalten der preussischen Regierung polemi- 
sierte. Hardenberg hat nicht so Unrecht, wenn er in seinen Denk- 
würdigkeiten von dieser Deklaration sagt, ,in ihr blicke allenthalben 
V'onirteil, Entstellung der Thalsachen und Hass durch "2). „Der 
Königlich Preussische Hof", ?o begann das Schriftstück, ,hat die 
feindlichen Absichten eingestanden, welche derselbe durch seine 
freundschaftUchen Versicherungen zu verbergen suchte." Gleich 
dieser Satz enthielt eine ungerechte Beschuldigung Preussens. Aller- 
dings hatte die preussische Regierung, wie wir gesehen haben, aus 
politischen Gründen nach dem Besitze des Kurfürstentums gestrebt; 
aber man hatte doch stets den Grundsatz im Auge behalten, das- 
selbe nur mit der Genehmigung des kurfürstlichen Hauses zu er- 
werben 3), Ein solches Streben war, wie Hardenberg mit Gnmd 
bemerkt, .ebensopriit vor dem Richterstuhle der RechtlichkiMt und 
der Moral als vor dem der Politik zu verteidigen"'*). Nur die Über- 
zeugung von der Unmüi^iichkeit. den Kampf pregen Napoleon aufzu- 
nehmen, hatte Friedrich Wilhelm III. zu einem Schrille vermögen 
können, den er freiwilhg nie gethan haben würde, und der ohne 
Frage für die Monarchie FHedrtchs des Grossen ein äusserst 
beschAroender war^). 

1) Vgl. Frensdorf! in der Allgemeinen Deut-ichen Biographie XXIX, 476. 

2) Ranke, DenkwQrd^keilen Hardenbergs II, 613. 

<) Vgl. den Erlam an Lucebesini Tom 10. Juli 1801, wo Friedrieh Wilhelm 

erklärt, da.^ Hatmovi rsche als Entscliädigun^r annehmen zu wollen ,si ä la paix 
future entre ta Franc«' et 1' An;;Ißterre celle*ci acquies ce ä cet arrangement*. 
Bailleu, Preussen und Frankreicli 11, 50. 
4) Ranke, U, 613. 

*) Wir können es um so mehr unterlassen, auf die Münstersche Deklaration 
und auf die Ton den Gesandten von Oinpt<'iJa in Berlin und von Hedm in 
Kqjcnsburg eingereichten l'rolestnoteti einzugehen, als sie auf deji Gang der 
hamiQTencben Anyelegenhdten nicht den mindeelen Einflius anageObt haben. 
Gednickt sind sie u. a, bei Voss, Zeiten Bd. VII, 7. SlQck. 
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Kapitel IL 

Die VflrwähBog dai Knflntmtiiiii wllraid der pmnriidMi 

Okkupation. 

Um zu erfahren, „wie man preussischerseits die angekündigte 
Administration der hannoverschen Lande zu führen eiprentlich be- 
absichtige," reiste der hannoversche Staats- und Kabinetts-Minister 
von Bremer dem Graren von Schulenburg nach Ilildesheim entgegen 
und hatte dort am 4. Febrnar eini' längere Unterredung mit dem- 
selben. Das Gespräch drehte sich zunächst um die politische Lage. 
Schulenburg sagte unter anderem, Friedrich Wilhelm III. habe sich 
m der Besetzung Hannovers genötigt gesehen, um eine neue fnuw 
z6sische Okkupation zu Terfaindem. Auf den Einwurf Bremers, dies 
habe durch die britischen, rusnschen und schwedisch«i Truppen 
geschehen können, erwiderte der preussische General, diese \vflrdea 
es gegen die französische Macht nicht verteidigen können. 
Übrigens stehe dem Lande die Wahl, ob man lieber die Franzosen 
haben wolle, noch immer frei. Er habe Grund zn der Vermutun^% 
dass soin Köui;.'- zui ück^'f tirti werde, wenn die Ents^cheidung Geoi^s Iii. 
für die Franzosen ausfallen sollte. Da Bremer diesen Punkt alsbald 
fallen Hess, darl man annehmen, dass er eine französische Okkupation 
für das grössere Übel hielt. 

Auf die Frage des hannoverschen Hinistera nach der angedrohten 
preussischen Verwaltung Äusserte Schulenburg, von einem König- 
lichen Staatsministerium dürfe wegen der Franzosen keine Rede 
sein; er müsse daher die Envartung aussprechen, dass die Ministe 
sich von den Geschäften zurückziehen würden. Man habe preussischer- 
seits blo^s die Absicht, dass das Kurfürstentum «als völlig neutral 
konserviert \verde. Nur hierauf wolle man «ehen, imd zu diesem 
Ende werde die Aduiinistraliuiis-Kommission sich über alle Zweige 
der Slaaläverwallung Auskuiiit geben lassen, im übrijren sich aber 
in die innere Verwaltung des Landes nicht einmengen. Zu wünschen 
sei, dass die erwähnte Kommission nur mit einer, höchstens mit 
zwei hannoverschen Behörden zu thun haben möge. — Gern werde 
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man sich in allem willfahrig zeigen, was von dpn Franzosen nicht 
übel genommen werden könne. Die hannoversciie Regitnuii^' möge 
bis zu seiner bevorstelienden Ankunft in Haimover iiocli alles ein- 
richten, wie sie es für gut halte, und, wenn «ie nicht direkt mit 
ihm verkehren wolle, ihm etwa durch Biemer privatim von den 
gefassten Beschlüssen Kenntnis geben, damit er die Instruktion der 
Administrations^Kommission darnach einrichten Icöane'). Nach der 
Rückkehr Bremers aus Hildesheim trat das haimoversche Ministerium 
am 6. Februar zu einer ausfuhrlichen Beratschlagung zusammen. 
Man einigte sich dabin, das Ministerium solle von dem Augenblicke 
an, wo die preussische Administrations- Kommission in Hannover 
eintreffe, sich aller öffentlichen Ausübung seiner Funktionen als 
Kollegium entliaK^n. Dagep^en sollten die Ministerial-Departempiils 
ihre GcschAftu fortsetzen. Die vorkommenden Ausfertigungen sollten, 
so lange es möglich sei, von den Depurtementsniinistem, sonst von 
den aU Referenten und Expedienten angestellten Geh. Kanzlei- 
Sekretftren .ex oommissione qieciali'' untersdirieben werden. Die 
übrigen Landesbdiörden, einscMesslich der Justizkollegien, würden 
solange in ihrer bisherigen Thfttigkeit zu verbleiben haben, als nicht 
ein preussischer Kommissar in ihrer Mitte erscheine, um sie in 
ihrer Th&tigkeit zu übenvachen, und als ihnen nichts angesonnen 
werde, was mit ihren beschworenen Dienstpflichten in Widerspruch 
stehe. In unwesentlichen Ding-en könnten die Behörden sich »einige 
Beiseitesetzmig der bisherigen Formen* gefallen lassen: so sollten 
sie sieh mit Weglassung der königlichen Titel bloss nuclj iiirein 
Geschäftskreise benennen, — Schliesslich wurde in der erwähnten 
Sitzung des Staatsministeriums bestimmt, das Landesdeputations- 
Kollegium solle diejenige Behörde sein, welche die Kommunikationen 
mit der Administrations-Kommission zu führen habe^. 

Gemäss diesem Beschlüsse wurden das Landesdeputations- 
Kollegium und die übrige Provinzialdeputations-Kollegien von dem 
Ministerium angewiesen, ,alle und jede von ihnen w&hrend der 
französisehen Okkupation besorgten Angelegenheiten wieder zu 
respicicren\ 

Grossen Anstoss nahm man auf hannoverscher Seite an der 
beabsichtigten Einsetzung einer Administrations- Konunission. Der 
Minister von Bremer wurde dämm von seinen Kollegen veraniasst, 
sidi wiederum nach Hildesheira zu begeben und bei Schulenburg 

') Promciiinria Bremer? üIxt (ien Tntiull st-iruT am i-. Ft-bruar inil Scliulen- 
bürg gepflogenen Lnterrcdung. Hannover, 5. Februar. Vgl. das Schreiben Bremers 
an Ompteda vom 16i. Febntiur. ▼> Ompteda, Politiichcr Noehlafls I, 133. 

*) Immediatberieht des Ifimaleriiims vom 6. Fd»nttr. 
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Vorstellungen zu machen. Die zweifc Untorrodunpr fand am 7. F«-bruar 
stall. Als Bremer in derselben gegen dio Adininistrafions-Kommission 
bemerkte, dass selbst die Franzosen niclit soweit gegangen seien, 
eine französische Kommission niederzusetzen, liel ihm der General 
ins Wort: dafür seien von jenen unerschwingliche Abgaben 
verlangt. Preussischerseits wolle man nichts haben und müsse nur 
sich davon Qberzeugen, dass die Revenuen nicht ausser Landes 
verwandt wQrden. Diese Verpflichtung habe man gegenüber den 
Franzosen flbemonmien, und weiter wolle man sich um nichts be- 
kflmmern. Auch sei er gern bereit, die histruktion für die demnächst 
einzusetzende preussische Kommission nach den Entschliessungen 
des hannoverschen Ministerium? vom 6. Fohniar einzurichf« ?) 

Die Einrichtung der preussischen Adnnnistration?- Kuiiimisssion 
erfoljrte prleich nach der Ankunfl des Graten von Schulenburg in 
Hannuver am 15. Februar. Sie bestand aus dem Präsidenten der 
Kriegs- und Domänenkammer zu Stettin Geheimen Oberfinanzrat 
von Ingersleben ') (welcher das Prftsidium führte), dem Geheimoi 
Tinanzrat WUckens, dem Oberrechnungskammer- Direktor Schönn, 
dem Kriegs- und Dornftnenkammer^Direktor Heyer, dem Geheimen 
Oberrechnungsraf Gieseke, dem früheren hannoverschen Ober- 
Appellationsrat, jetzigen Geheimen Regierungsrat von Bülow^) und 
dem Gohcimen Kriegsrat Giemen, zu denen sich noch eine Anzahl 
un!« r^^ ordneter Beamten gesellte 3). Wie Schuleiibui'g in einem 
Imnifdi.ithtiichte vom 14. Juli anführte, wan-n diese Beamten 
durchweg „vuizüglich geschulte und ifi litliche" Mäiiuer. Ingersleben 
wird als ein Mann von Talent und Arbeitsamkeit charakterisiert, 
dem allerdings die Erfahrung, im grossen für sich allein zu handeln, 
noch abgehen möge. 

D^ Hauptzweck der Admmistrations- Kommission war nach 
der ihr von Schulenburg (15. Februar) in teilweise wörtlicher An- 
lehnung an das königliche Kabinettsschreiben vom 24. Januar er- 
teilten Instruktion 4), .darauf zu wachen und dafür zu sorgen, dass 

1) Über denseUicn vgl. »Neuer Nekrolog der Deutschen* J. IX, T. I, S. +15 f. 
Ober denwUwn vgl. FVensdorlT in der AUgememen Deutsehen Bi<^ntphie 

in. m f. 

^) Wilckens und deinen konnt'>n an 'ii ti Arhfitt n dnr Adminislratinns- 
konuiüäsion nur ganz geringen oder gar keinen Anteil nehmen, da sie von ächuienburg 
ta den DirekÜonsgesebftften binxugexogen Warden. Auch der Kunmerdirektor 
Heyer, welcher das Verpflegun^'^weson der preussischen TVuppen fibemebroen 
nuf^ste, ward «Iit Ailmini-tiaUf ins- Kommission enlzi>?»>n. Dagegen wnrdf»n ihr 
eine Anzahl anderer Mitglieder zugewiesen, so ein überrechnungsrat Graf von 
Sdiulenbargt ein Gebeimer Rat von Hadeweias, ein Kammeiferiehtemt S«ek etc. 
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alle din klr iin l indirekte Verbindungen mit irgend einer der Krieg 
führenden Mächte aufhören und suspendieret liloiben, keine der- 
selben auch nur den mindesten Nnfxcn davon zioho, mithin ins- 
besondere weder Geld noch GeldeswerL einer di«>ser Mächte zugeführt, 
viel weniger noch irjrend eine Aushebung von Mannschaften oder 
Werbung gestattet und die Neutralität Hannovers bei dem Kriege 
zwischen Fi-ankreich und Ekigland nicht auf die entfernteste Ait 
verletzt werde.* Zu diesem Zwecke hatte die Kommission sich 
eine genaue Kemitnis von tlem Kassenwesen des Landes zu ver- 
schaffe und die Zahlungen namentlich der Hauptkassen scharf 
zu überwachen. — Nidit minder wurde es der Administrations- 
Kommission in der Instruktion zur Pflicht gemacht, alle Sorgfalt 
und Aufmerksamkeit darauf zu ver^'cndon, „dass die Admini- 
stration lediplicli zur VVohltährt der hannoverschen Lande geschehe, 
die Lasten der Einwohner möglichst vermindert und erleichtert, 
und Beschwerden id)er Bedrückung, wenn solche vorkonunen und wider 
Verhoffen gegründet sein sollten, ohne Anstand abgeholfen werde". 

Der oberste Chef der Administration blieb Schulenbarg selbst. 
Die Adüiiiiiötrations-Koinniission durfte ohne sein Vorwissen keinerlei 
Yerfindwungen m d^ Verfossung und ^Terwaltung des Landes vor^ 
nehmen. Im übrigen brauchte sie bloss solche Sachen zu Schulen- 
buigs Kenntnis und Entscheidung zu bringen, welche früher von dem 
Rüschen Könige selbst oder von dem hannoverschen Ministerium 
^ad mandatum speciale' entschieden worden waren. — Im Juli 1806 
kam der Graf aus Ge>undheitsröckbi( liten um seinen Abschied 
ein. Statt dof?^;on erteilte ihm Friedrirb Willielm III. einen un- 
bestimmten Urlaub, und an seiner Stelle trat Ingersleben an die 
Spitze der Civilgeschfifte in Hannover (11. August), während die 
Mililäran;.^elegenheitcn dem Generalleutnant von Lariscb, als dem 
ältesten General der im Hannoverschen stehenden Truppen, unter 
dem Oberbefehle des Herzogs von Braunschweig fibertragen wurden. 

Die erste Kommunikation der Administrations^Kommission mit 
dem Landesdeputations-KoUegium bestand in der Anzeige, dass die 
Gensur über das Organ der Regierung, die .Hannöverischen Anzeigen", 
dem Geheimen Regierimgsrate von Bülow übertragen worden sei 

Am 21. Februar folgte ein Publikandum, durch welches alle fremden 
Werbungen im Lande bei schwerer Strafe vwboten wurden. Wichtig 
war auch die Verfügung der Kommission vom 2i Februar, dass ohne 
ihr Vorwissen und ihre Zustinimun? nichts zur Aust'ubrun;,' g-ebracht 
werden dürfe, wozu bislang die Genehmigung oder Bestätigung des 

1) Bremer an Ompteda S3. Fdurunr 1806. Ompteda, Politiecher Nadikss 1, 135. 
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Landesherm oder des gesamten Ministeriums erforderlich gewesen 
sei. Dahin nnirde namentlich gerechnet, ,dasi? sowenig Zusammen- 
berufungen der Landesstände der verschiedenen Provinzen der 
hannoverschen Lande zu der Proposition neuer Verordnungen und 
Auflagen vorgenommen, als auch auf andere Weise neue Landes- 
verordnungen erlassen und Abgaben eingeführt, oder die bereits 
▼orliand^ien oMUit würden*. Ferner wurde verboten, neue Be~ 
lehnungen ▼orzunehmen, neue Besoldungen zu vergeben oder Pächt* 
kontrakte absuscfaUessen, insofern dies Sache des Landesherm oder 
des gesamten Staatsministeriums gewesen sd. Am 7. März wurde 
diese Verordnung dahin erweitert, dass ohne ausdrückliche Zu- 
stimmung der Administrations-Kommission keine Neubesetzung von 
Staatsämtern stattfinden dürfe, welche bisher von der höchsten 
Landesbehörde oilbltTt sei. Die Thätigrkeit der Minister in den 
Departements, luinientlich in dem General - Regiminaldepartement, 
wurde hierdurch erheblich eingeschränkt. 

Dem Auftrage, sich eine möglichst genaue Kenntnis von dem 
Finanzwesen des Landes zu verschaffen, suchte die Administrations- 
Kommisstton dadurch nachzukonmien, dass sie unter dem 20. Februar 
von dem Landesdeputations-Eollegium ausführliche Nachrichten über 
die sänilliclien Staatseinkünfte und deren bisherige Verwaltung ver- 
langte. Zu diesem Behufe sollten die Etats und Rechnungen sowohl 
der lantlesheriliehen als landschaftlichen Kassen von den letzten 
6 Jahren eingesandt werden. Daneben sollte Aufsrhins« erteilt 
werden über „die in der T^ndesverfassung beruhenden Verhältnisse 
der lanclsehafllit^lienund übrigen, die Laudeseinkünfle administrierenden 
hannoverschen Beliörden". 

Hannoverscheiseits ging man hei der Lieferung der verlangten 
Nachrichten mit möglichster Zurückhaltung zu Werke. Das Mini- 
sterium instruierte die Kammer, wdche angefragt hatte, wie weit 
man sich auf die Mitteilung der geforderten Nachrichten und 
Redmungsextrakte einlassen dürfe, insgeheim dahin, >Ie möge die 
Einsendung der Extrakte auf einen, höchstens zwei Jahrgänge be- 
srhränken. Auch möge sie die Sache so einzurielitrn suchen, dass 
ilie Kenntnisse der preussisclien Behörde nicht weiter ausgedehnt 
würden, als e» unbedingt erfürderlich sei, (1. Ii. mit anderen Worten, 
die Kauüner sollLe niügliclist allgemein gehaltene und nichtssagende 
Berichte einsenden. Das ist ui der Thal geschehen : die eingereichten 
Listen und Auszüge über den Jahrgang 1802/3 gewfthren nichts weniger 
als einen klaren Einblick in die hannoversche Finanzverwaltung. — 
Mit weniger Zurückhaltung verbreiten die eingesandten Berichte sich 
über das landschaftliche Finanzwesen. 
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Bedeutend erweitert wurde natfirlieh der Gesehäftskreis der 
preusdsdien Kommission sdt der völligen Besitznahme des Landes 
durch Friedrich WUhehn III. Dieser Akt ging im Api il in der Weise 
▼er sich*), dass bei sämtlichen öffentlichen Behörden, von der 
Regierunpr bi? zu den Posthalleroien, Stiftern und Gerichten, ein 
preussischer Besitzergreifun^r? - Kommissar erschien, das köniprliche 
Patent vom 1. April zur sofortigen Anheflung an der Thüre des 
Versammlungsziniinris übergab und flon Beamten eröiTncte: .dass 
Se. Königliche Majestät von Preussen ilmeu die Ausübung ilirer 
Funktionen für jetzt za belassen geruht hätten. Sie wQrden also 
autorisiert und befehligt, diese Funktionen noch femer auszuüb«»!, 
und in Hinsicht auf diese Funktionen bis auf weitere Ordre und 
nflhere Instruktion auf ihren geleisteten Amtseid verwiesen. Dabei 
gewärtige und verlange man von ihnen, dass sie von den ihnen 
anvertrauten und in ilu-em Gewahrsam befindlichen Papieren und 
Geldern nichts entfernen oder vorenllialtcn, über dasjenig^e. worüber 
durch die jetzige höchste Staatsp-pwalt von ihnen Erläuterung ge- 
fordert werden möchte, soh he iiaeli ihrer Kenntnis ollen abgeben, 
überhaupt aber den Befehlen dersrlbon ein gehöriges und schuldiges 
Genüge leisten würden'^). Hieran kjiüpfte sich die Drohung: ,wer 
sich weigern Wörde, jenes Versprechen zu geben und das darüber 
aufeunehmende Protokoll zu unterschreiben, sei eo ipso ab officio 
suspendiert* Dieses Schicksal traf z. B. den Gesandten von Ompteda, 
der seiner Stelle als Oberpostdirektor enthoben wurdet). 

Solctie Weigerungen kamen indessen nur ganz vereinzelt vor. 
Graf Schulenburg war rücksichtsvoll genug gewesen, dem Minister 
von Bremer bereits am 16. Mürz den Inhalt des von der Staats- 
dit-nerschaft 7.u unterzeichnenden Reverses mitzuteilen. Du- han- 
noverschen Minister waren dadurch in den Stand gesetzt worden, 
die Behörden zu instruieren, dass das geforderte Versprechen un- 
bedenklich unterschrieben werden möge; nur sollten sie sich aus- 
drücklich Tortiehalten, dass ihnen nichts angesonnen worde, was 

' In ftor Stadt Hannover fand dio Bf^itzergreifung am 8. April statt. 
Am y. April reisten die Kommissare in die verschiedenen Provinzen ab. .Bei 
der Ausdehnung d«r hannoverschen Lande, und um die Besitznahme in den ent- 
fernten Gegenden nielit zu lange in venOgern*. wurden fast eile Mitglieder und 
Subaltt-nibe.imte der Administrations - Koimuis?ion aus^esandt, so da~s die Ge- 
sfhüfie der Kommi??inn an die 1+ Tage und darüber teilweise ruhen mussten. 
(Bericht Scbulenburgs vom 8. April 180Ö.) 

S) Ompteda. PolUischer Ne^hlaas I, 150. 

3) Ompteda, Politischer Nachlass I, 150. Auch der Auditor von T'jilar l'fi 
dem Hofgericht zu Hannover wurde wegen Verweigerung des geforderten Ver- 
sprechens suspendiert (19. Mai 180G). 
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niif 'h'V ihnen nicht erlassenen Dienstpflicht unverträglich sein 
würde — Die Absicht der Minister ging dahin, dass diese Klausel, 
wenn irj^ nd niöp-lich, der Unterschrift hinztiprofnprt werden ?o!le. 
Da Schulenbuiy aber einen schriftlichen Voibi^liall nicht prestalten 
zu können erklärte, mussten die hann(>v*>r.;(hrn Beamten sich be- 
gnügen, eine dahin zielende nuiiidiiclie Erklärung abzugeben. 

Weiter >vurde den hannoverschen Behörden von den preussi- 
schen Kommissären bei der Besitznahme aufgegeben, die bisherigen 
landesherrlichen Wappen, Insignien und NamenszOge sofort abzu- 
nehmen und wegzuschaffen, an deren Stelle pieussische Adler oder 
Wappenschilder aufzurichten und hinfort bei allen Versiegelungen 
das preussische Adlrrsif^'e! zu K»'brau(hen. Auch ward vorge- 
schrieben, das? die Behörden sich der Bezeichnung ,von Sr. König- 
lichen Majestät von Preusscn provisorisch bestätigte Kammer, Kriegs* 
kanzlei" 11. w. bedienen sullten. 

Von der allgemeinen Al»leistun;j: • ines IIuMi;/unfrseides sah die 
preussische Regierung bei der Besitznahme Hannovers ab. Man 
gedachte damit bis zur definitiven Erwerbung des Kurfürstentums im 
Frieden zu warten: em neuer Beweis für das schonende Vorgehen 
Preussens. 

Wie Schulenburg am 10. April nach Berlin beriditete, war bei 

der preussischen Be^if/.crgreifung alles rulii;.' zugegangen. Nur der 
Drost Ton dem Knesebeck zu Eissen im Lüneburgischen hatte sich 

dem preussischen Kommissar widersetzt. Hier war ein strenges 
Einschreiten nötig; es wurde sogleich eine Abteilung Soldaten nach 
Eissen gesandt, mit dem Befehle, den widerspenstigen Beamfen seiner 
Stelle zu entsetzen und das Amt provisoriscli einem Amtsschreiber 
zu übertragen. 

Am 8. April — gleich nach der Besitznahme des Landes 
wurde von Schulenburg die gänzliche Auflösung des hannoverschen 
Staatsmmisteriums und der sämtlichen Ministerial - Departements, 
einschliesslich des Justizdepartements, welches während der fran- 
zösischen Okkupation völlig intakt geblieben war, verf&gt. Die 

1) Schon mm 1. Man 1806 hatten die Minister in Hannover an HOnster 

geflehrieben, es sei nicht zu bez\\eir< In, da.ss die ^unze Staat^-tlienerschaft formliefa 
unter de»» Befehl der preussischen Adiuini«lrafinn {.'cstelll wcKlrn würde. Sie 
bftten deshalb um eine huldreiche Deklaration Georgs III., dass er da^enige, 
womi die Dienerschaft »nach ihrem besten Wissen und Gewbsen sich l)ewogen 
finden wQrde*, ihr nicht als eine Verletzung ilii< 1 Dienst» und Huld i^runpspflichten 
anrerhnpii, noch sonst zur Vf^rnntwortlidikcit L'ciK ilien lassen wolle. Georir TJI. 
sandte ii) der Thal ain 18. März eine solche DeklaraUon nach Hannover, welche 
dort am S8. Män anltam. Am 39. Min erftflheten die Minister dann den Behörden, 
dass die Unttfschreibung des Beyeraes nnbedenklich sei. 
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Landesbehörden wurden angewiesen, alle Gegenstflnde, zu welchen 

bisher Einwirkung, Genehmigung oder Verfügung des Staats- 
ministeriums erforderlich gewesen war, direkt an di(^ Administrations- 
Kommission, oder wi*' jetzt hiess: „Königliche Administrations- 
und Orfraiiisations - Küiiimi.s.-ion der Königlich Preussischen Uannö- 
verschen Provinzen gelangen zu lassen. 

Da es abor nicht fhnnlirli schien, die preuspische Kommission 
mit dorn Detail der L)ij)artenu'ntsge>ch;ifte zu belasten, so wurde 
unter dem 11. April aus den Referenten (l(>r Minipterial-Deparlenieiits, 
den Kabinettsrälen und Geh. Kaiizleisekrelärcn, ein Kollr^Mutii nh 
Provinzialregieruiig lüi die Füi-stentümer Calenberg -Giubenhagen 
und LQneburg und die Grafechaften Hoya und Diepholz entsprechend 
den bereits bestehenden Provuizialregierungen zu Stade, Ratzeburg 
und OsnabrQck gebildet. Am 19. Mai erhielt das «Regierungs- 
koUegium" eine umfassende Instniktion von dem Pr&sidentoi von 
In^rorslehen. Aus derselben ist hervoizuhebm, dass der Ge^chrifls- 
kreis des Regierun^oileginm«. abfresehen von der Einschränkung 
auf die genannten vier altwelfischen Provinzen, sich im wesentlichen 
mit dem der vormaligen Ministerial - Departement- decken sollte. 
Nur einzeln*' (len^enstände, wie die Konsislorial- und Universitäts- 
angelegeaheiten') wurden ausschlies.slich der preussisehen Konunission 
vorbehalten, ebenso alle bisher vor das Ressort des Justizdepartemenls 



>) Aus eineui Üerichte Schulenburgs vum 27. Juni entnehmen wir, dass 
Priedridi Wilhdm III. an jenen gesdirieben hatte, es scheine auf alle FftUe ge- 

raten, den Vortrag der Universitätssachen bei dem Kuratorio — zum Kurator war, 
«Ja Schnlenburg abgelehnt hatte, provisorisch Inv'er=!ehen ernannt worden — dem 
Geh. kabmettsrat Brandes zu übertragen, weil derselbe vorhin dieses Amt gehabt, 
mit Genugthunng Terwaltet und davon die ToUstSadigste Kenntnis habe. Schulen- 
buTg bemerkt in dem erwäJmten Berichte dawider, «lass die Universitfllssachen, 
soweif «ie die Profe?«ioren bpfnlfen, Iweits von (lern n.-hfimf^n Ohprfinanxral 
Wilckens besonders bearbeitet wtlrden, welcher deswegen uut Hrandes Hücksprache 
nehme. Es sei bedenklich, jetzt Brandes den Vortraif allein su Qbertragen. So 
gern er (Schulenburg) für seine Person ilen ausgebreiteten Kenntnissen und Fähig- 
keiten des Kabinettsrats Gerechtigkeit widerfahren lasse, so ^t'\ doch eine 
grosse M^oriUil im Publikum der Meinung, dass Brandes , durch eine gewisse 
Ordens- oder Sekienanhingliehkeit wenigstens den Schein und Verdaeht einer 
Parteilidikeit und des Intcignengeistes auf sich geworfen habe*. Dass Brandes 
die krummen Wct-'e fJf'n Bernden varziehe. wisse er aus eigener Errahrti»?. — Wfis 
dies für Erfahrungen waren, ist Uiir nicht bekannt. Meuies Erachtens uileilt 
Sehulenburg aber Brandes ein wenig zu hart Friedrieh Wilhelm III. erwiderte 
abrigens jenem am 3. Juli: er wolle es Schulenburg tlberlassen, ob Brandes die 
UniverpttJltsan'^'elogenhfiten all«in bei dem Ksimtorio bearbeiten oder ob dvin 
letzteren noch ein Mitgüed der Kommission« das die erforderlichen Eigenschaflea 
besitze, beigegeben werden solle. 
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gehöi-igen Sachen'). Im übrigen durfte das R^ienmga^Uegiiim 
oder die Regierung alle Geschäfte selbständig erledigen, welche ver- 
fassungsmässig keiner höheren Sanktion bedurften. Alle Sachen 
aber, wozu bisher die aiisdrftekliclio Oonehmigung entweder des 
gesamten btaatsministeriums oder auch nur eines einzelnen Ministers 
erfordert worden war, solhen der Administration^- Kommission zur 
Kenntnisnahme, Bestätigung oder Entscheidung vorgelegt werden. 

Zur Erleichterung der Geschäfte sollte das Regierungskollegium 
in drd Abteilungen oder Senate gegliedert wmten. Der erste Senat 
sollte die Polizei- und Städte-, Cellesche Beneflzial- und Kloster^, 
Grenz- und Hoheits-, Justiz*, Zoll- und Abschosssachen, die Hohn- 
steinschen Sachen und Hamelnschen ScUeusesachen unter sich haben. 
Dem zweiten Senate waren die Harz-, Münz-, Alloihal-, Intelligenz- 
Kontor-, Wegebau-, Lotterie-, Landesökonomie- und Salinenange- 
legenheiten zu^'ewiesen. Vor den dritten Senat endlich sollten die 
Licent- und Kontributionssaclien, die Lehen.saehen, die calenbergischen 
Klostersachen, die Schulsachen, die Slift Ilfeldischeu Sachen und 
die Marsch- und Eiiiquaitierungssaehen ^'ehOi ea. 

Den Vorsitz imPlenum der Regierung sollte der älteste Kabinettsrat 
(Nieper) führen, der Spezialvorsitz in den einzehien Senaten je 
einem der 3 KabinettsrAte (Nieper, Pa^e, Brandes) zufallen. Jeder 
Kabinettsrat hatte in den sämtlichen Senaten Sitz und Stimme, 
w&hrend den Kanzlebelcretftren- nach wie vor bloss ein votum 
consultativum zukam. 

Die hannoverschen Minister wurden ausdrücklich von dem 
Beitritte zur Regierung ausgeschlossen. Eben^;owenig ward ibiK ii 
ge^^tattet an den Sitzungen der übrigen höheren Landes- Kollegien 
teilzunehmen 2). Die Minister konnten unter diesen Umstanden 



') Da Ver»'ini^'i)np^ <ler .Inslizsachpn mit den allfremeinen und bi'snnilt'n'n 
AdminisU'ations- und Organisatioiiä - Gegenständen, welche die kommissiuu in 
ihren ¥ortifts«n and Stttungen bearbeitete und nSher verfügte, teils ta «nem 
unnötigen Zeitverluste fQr viele ihrer Mitglieder, teils zu einer VerzOigernikg in den 
übri^'eii Gcsch.'iltcii Anlass pab*, wurde in den ersten Maitagen aus den Mit- 
gliedern der Adminislraüons- Kommission, welche zum Justizfache gehörten, ein 
besonderes Komitee fOr die Justimdien unter dem Namen »iustisdeputation der 
Administrations- und Organisalionüi- Kommiß. sinn' gd>ildet. Zu dieser Deputation 
wurde .aus besonderen Gründen* auch der hannoversche Geb. Kabinettsrat 
WttckerliageQ zugegen. 

S) bi dem Sehreiben der Administrations'Koniniission an die hannoTersehen 
Hinister vom 8. April, in welchem dif fuimUche Besitznahme des Kurfürstentums 
an^'i klindi^jt wurdf, hiess es u. a.: ,K\v. erleuchteten Einsicht wird es zugleich 
nicht entgehen, daas unter Uiea^en l'm&t&nden nicht nur das bisherige hannöveräche 
Staatsminoslerium als solche» anflidrt, sondern auch, das« die Fanktionen der 
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wflhrend der preusaischen Besitznahme auf die Vemaltung des 
Landes auch nicht entfernt denjenigen Einfluss ausüben, weld^ 
sie während der französischen Okkupation bewahrt halten. Sie 
suchten darum in London um die Erlaubnis nach, „während der 
jetzigen Geschäflslosigkeit sich auf eine Zeit lang von Hannover 
entfernen nnd einer Aufheiterung prcniossen" zu dürfen. Diese Er- 
laubnis wurde den Ministern bereitwillig erteilt: nur wönschte 
der Graf von Münster in London, dass einer seiner Kollegen wegen 
der Unterhaltung der Korrespondenz in der Residenzstadt veibleiben 
möge »). 

Um sicher zu gehen, «dass man die GeschAfte forffOhre, ohne 
dass dem Allerhöchsten Interesse Sr. Mi^est&t des Königs von Preussen 
im allgememen und den Absichten und VerfCkgungen der Admmi- 
straUons-Komniission entgegengearbdtet werde", ward preussischer- 
seits angeordnet, dass dem neu eingerichteten Regierungskollegium 
zu Hannover nnd den übrifren höheren Vervvaltungsbeliörden im 
Lande, als der Kammer, der Kriegskanzlei, dem Konsistorium zu 
Hannover und den Provinzialregierungen zu Stade, Ratzebnrr' und 
Osnabrück von Anfang Mai an preussische Kommissäre zur Koutrole 
beigegeben werden sollten. FQr Jedes der genannten Kollegia wurde 
ein preussischer Rat ernannt ^), welcher zwar nicht einen integrierenden 
Teil desselben ausmachen sollte, aber den Versammlungen beliebig 
beiwohnen durfte und alle Konzepte vor der Ausfertigung mit 
seinem »vidi" zu versehen hatte. Die ständigen Konunibsäre er- 
hielten von Schulenburg eine eingehende Instruktion. Wir heben 
aus derselben hervor, dass die Verantwortlichkeit für „das Materiale in 
den Ge^jcluirten" den betreirenden KolU^^üen bleiben sollte. Die 
Kommissäre sollten bei der Untei-zeichnun^' der Konzepte weder sich 
„einer An^'st liehen Beurteilung derselben unterziehen,* noch sich »bei 
Veränderungen von Form und Fassung aufhalten". Wenn aber 



Berm Bfinist«» quatalcs flberhaupt, mitbin auch In den Departements und sonsten 
ganz wegfallen.* 

1» Münster an da,^ Ministerium in Hannover, London. Ä). Juni. 

2) Besi&ndiger KommUsar bei dem Kammei-koUegium war der Geheime 
ObemdtnnngBrat Graf von Sdiulenburg, bei der Provinzialre^erung za Hannover 
der Kanunerdirektor Heyer, bei dem Konsistorium zu Hannover der Geheime 
Re;;icmng^3rat von Bolow, bei der Krietrskanzlpi der Oberrecbnungskammer-Direklor 
SchOnn, bei dem Landesdeputations ■ Kollegium der Geheime Oberrechnun|.'>r;ii 
Gieseke» bd der Regierung und dem Konsistorium zu Stade der R^enmg»rat 
Allwecbt, b« der Hcgienng und dem Konsistorium an Rataebnrg der Regiervngs- 
ral Höninp itnd entlüch bei der Regieaiu-, der .lu^^tizlcanzlei und dem Koni^istorium 
zu Osnabrück der Kriegsrat Dolius. Im Laufe der preusaischen Okkupation traten 
jedoch mancherlei Änderungen ein. 
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Gegenstände vorkam^i welche zu unterzeichnen in materieller Hinsicht 
bedenkHch schien, so hatten jene die Sache näher zu untersuchen 
und eventuell ihr Visa zu verweigern. In diesem Falk* hatten sie 
sofort an die Administrations- und Or^runisations - Kommission zu 
bericlitt n und bis min Eingang des Bescheides das Mundieren des 
Konzeptes zu verhindern. 

Besondere Kommissäre wurden für das Bergwesen und das Salinen- 
wesen ernannt, für jenes der Geheime Oberbergrat Gerhard, für dieses 
d^ Kriegs* und DomSnenrat Meyer. Von der Entsendung preussi-< 
scher Räte in die landsdiaftlicfaen Kollegia sah man ▼orlftuflg ab. 
Nur dem Landesdeputations-Kollegium wurde ein solcher zugewiesen. 

Was das Landesdeputations-Kollegium anbetrifft, so büsste es 
seit der preussischen Besitznahme viel von der Bedeutung ein, 
welche es während der französischen Okkupation gehabt hatto. 
Bis zum April war es allerdings diejenige Beliörde gewesen, welche 
die gesamte Korrespondenz mit der preussischen Kommission geführt 
und deren Befehle und Anweisungen den übrigen hannoverschen 
Behörden übermittelt hatte. Diese Korrespondenz hörte indessen 
mit der Besitznahme des Landes auf; an ihre Stelle traten un- 
mittelbare Verfügungen der Admmistrations-Kommission an die ver- 
schiedenen hannoverschen LandeskoUegien. Was dem Landes^ 
deputations - Kollegium an Geschäften verblieb, war, neben den 
Marsch-, Verpflegungs» und Einquartierungssachen der preussischen 
Truppen in Hannover, die Bearbeitung des gemeinschaftlichen 
ständischen Sehnldenwesens und die völlige Abtrngung der aus der 
französischen Okkupation herrührenden Hiickstän(i(\ I'reussischer- 
seits wurde gleich nach der Besitznahme die Absicht ausge- 
sprochen, das Landesdeputatiüiis - Kollegium , sobald das Schulden- 
wesen einigermassen geordnet sei, aufzulösen und seine Geschäfte 
vor die Administrations-Kommission zu zidien. Um die Authebung 
vorzubereiten, trug Schulenbuig dem LaJidesdeputations- Kollegium 
auf, einen und den anderen geeigneten Deputierten abzuordnen, um 
einige hierzu ausgew&hlte Mitglieder der preussischen Kommission 
über die Verfassung und die Geschäfte des Kollegiums auf das 
Genaueste zu unterrichten^), — Später wurde auf preussischer Seite 
beschlossen, die Marsch-, Verpflegungs- und Eintjuartierungssachen 

>> Auch die Kmniner und die Regierung muasten Deputierte ernennen, welche 
«flehenüieli einmal den Sitzungen der Administration9*KoDinuMion bdzuwolinen 

haUen, um erforderlichenfaür mnn llidi. Rrlautfriinu'' n und Aiif.'^clilüsse geben zu 
können. Von leiten der Kammer wurde zu die^eni Zwecke Fatje, vuu Seilen der 
Regierung Nieper und von Seiten des Landesdeputatiuus-Kollegiums von Heding 
abgeordnet. 



■ 
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der ^iegskauzlei zu übertragen. Die Ädmmistrations- und Organi- 

sations-Kommission kündigte diesen Beschluss dem Landesdeputations- 
Kollegium in einem Schreiben vom 8. Oktober an und forderte zu- 
gleich Auskunft darüber, »welche Mitglieder des Kollegiums von 
dem Zeitpunkte an ausscheiden könnten, wo jene Massregel vor sich 
gehe, und welche dafrepren notwendiprenveisc so Innpo beibehalten 
werden iiiu>sten, bis das gemeinschaftliche Schuldenwesen der Stände 
völlig geordnet und der Anteil der einzelnen Landschaften an der 
ganzen Schuldenmasse genau ausgemittelt sei". Sobald es irgend 
angehe, solle das Landesdeputations-Eoll^um gAnzlidi aufgdöst 
werden. Diese Massregel, meinte die preussische Kommission, kOnne 
dem Lande nur zum Vcvteile gereich«i, da man alsdann die be- 
tiftchtlichen Sustentationskosten des Kollegiums erspare. Eine noch 
weit grössere Ersparong werde die gleichfalls geplante Aufhebung 
der zu Anfang der französischen Okkupation eingesetzten und 
noch immer bestehenden Provinzialdeputations - Kollegien bringen. 
Das Landesdepntations - Kollegium solle diesen ihre demnächstige 
Auflösung kundgeben und sie auffordern, die etwa noch rückständigen 
Liquidalionsgeschäfte völlig in das Heine zu bringen. 

Das Landesdeputations-Kollegium erhob gegen die beabsichtigte 
Aufhebung nachdrückliche Vorstellungen. Es wOrde ein EingrifiT in 
die Verfassung des Landes sein, antwortete es auf das Schieiben 
der preussischen Kommission, wenn die Einquartierangs-, Maisch- 
und Verpflegungssachen samt und sonders der Kriegskanzlei über- 
tragen würden. Nach der Verfassung des Kurfürstentums habe die 
Kriegskanzlei die Marsch- und Einquartierungssachen in Konkmrenz 
mit dem Staatsministerium besorgt. Verpflegungs- und Lieferungs- 
sarhen lintfi-n überhaupt nie zum Ressort der Kriegskanzlei gehört, 
sondern seien stets von dem Staatsministerium und den Provinzial- 
ständen gemeinschaftlich behandelt und von besonderen Kommissären 
(Kriegskommissariat) ausgeführt worden. Was den Kostenpunkt aii- 
bdange, so würde die erwartete Ersparnis keine grosse sein. 
Namädtlich könne die Aufhebung der Provinzialdeputations-Kollegien 
eine solche nicht im Gefolge führen. Denn alsdann würden entweder 
die landschaftlichen Kollegien stAndig tagen müssen, oder es müssten 
doch ständige Ausschüsse formiert werden, wenn anders die Ge- 
schäfte, welche zum Wirkungskreise der einzelnen Landschaften ge- 
hörten, odnungsmässig besorgt werden «ollten. — Diese Vorstellung 
wurde der Adminislraf ions-Komniission am 17. Oktober übergeben. 
Da die preussische Okkupation wenige Tage nachher ihr Ende er- 
reichte, konnte die Authebung des Landesdeputations - Kollegiums 
nicht mehr stattfinden. 

3 
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Im vorstehenden ist bereits vonderThäligkeitderAdministratioiis 
Kommission als der höchsten Regierungsbehörde mehi fach die Rede 
gewesen. Ihrer Aufgabe, die Verwalhinfr des Kurfürstentunis zum 
Wohle des T-andes zu führen , ist sie redlich und in der un- 
eigemiütziKsten Weise nach;jrekünmien. Wiederholt ist sie warm 
für d'dä Interesse de» haiuiüversclien Landes L'in|j[etreten. Das- 
selbe Iftset sich ▼on dem Grafen ▼<m Schul^iiburg sagen. Ali König 
Friedrich Wilhelm dem letztcaren durch eine Kabinettsordre vom 
31. Ifoi zu erkamen gab, dass die Generalbalanee des General- 
Kriegs- und Domftneu-Kasaenetats pro 1806^ einen Ausfall von 
412 770 4 aufweise, hauptsächlich infolge des Fortfalls der ans- 
bachischen und cleveschen Einkünfte, und dass dieser Ausfall schon 
jetzt aus liannoverschcn Einkünflen p-edc'-kt werden müsse, verwandte 
sich Schulenburjj: zu Gunsten des unglücklichen Landes. Er ant- 
wortete dem Könige (4. Juni): Es st i gewiss sein Wunsch, und sein 
ganzes i}('streben sei darauf i^'-erieiitet, die Finanzen der hannover- 
schen Lande baldmöglichst so zu ordueu, dasä den Staatseinkünften 
dadurch ein angemessener und bed»ll;mder Zosdiuss erwachse. 
Auch der Administraiions-Kommission habe er diesen Punkt gehörig 
eingeschärft. Er wQide aber glauben sich verantwortlich zu machen 
und das in ihn gesetzte königliche Vertrauen nicht zu verdienen, 
wenn er bei einer soldien Veranlassung die wahre Lage des Landes 
verschweigen woUte. 

Die hannoverschen Lande seien drei Jalire von einem Feinde 
besetzt gewesen, der es verstehe, uucii den letzten Groschen zu 
nehmen. Die Provinzen seien daher völlig ausgesogen und aus- 
gehungert. Da überdies in den letzten Jahren die Ernten fast 
nirgends gut geraten seien, so sei in manchen Gegenden die Not so 
gross, dass die Bauern auswandern wollten, und er seine ganze 
Sorg&lt darauf richten müsse eine Hungersnot zu verboten. Man 
würde dem Unterthan seinen letzten Rock und seine letzte Kuh 
nehmen müssen, aber kein Geld von ihm erhalten können, weil 
nichts da sei, — Vielleicht envarte der König einen bedeutenden 
Überschuss von den Domänen? Dieselben könnten solchen nicht 
gewähren, weil die Franzosen einen grossen Teil der Pachtgelder 
firii !80G'7 im voraus erhoben hätten. Ausserdem seien manche, 
iiuclist dringende Ausgaben wäijrend der französischen Zeit nicht 
bestritten worden, müssten daher jetzt nachgeholt werden. Ins- 
besondere sei in den nächsten Monaten eine Wechselschuld von 
175 000 4 Kassengeld aus den Domanialeinkönften zu decken, mit 
welcher ün September 1805 die Kosten des Abzugs der Bemadotte- 
schen Armee bezahlt worden seien. 
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»Nach diesem alli ll^ hiess os weiter, „ist die Lage der Sache hier 
so angethan, dass Ew. Königl. Migest&i dieses Land keineswegs für eine 
in dem ersten Augetiblick Revennon bringende Erwerbung betrachten 
können, vielmehr erfordert solche noch Ausgaben und Kosten, vorzüglich 
aber Schonung, damit sich das Land wieder erliole, und der Unterthan 
in stand gesetzt werde seine Abgaben zu leisten. — Ich muss Ew. Kgl. 
Majestät alleruntertliaiiij^st bitten, lur das Jahr 1806/7 aus dem Han- 
mveTsshen gar keine Revenuen zu erwailen. Es wird grosse Auf- 
merksamkeit und Sparsamkeit erfordert werden, um die kurrenlen 
und nicht zu vermeidenden Aufgaben des Landes zu bestreiten." 

Dass Schulenburg so warm für das hannoversche Land eintrat, 
ist ihm um so höher anzurechnen, als die Hannoveraner das 
keineswegs um ihn verdienten. Sie hatten ihn viehnehr bei der 
ersten Besetzung des Kurfürstentums (buch Preussen im Jalire 1801, 
wo er ebenfalls die Okkupationstruppen kommandiert hatte, auf 
eine sehr unfreimdliche und geradezu beleidigende Weise behandelt 
und begegneten ihm auch jetzt durchweg mit verletzender Kfdte. 

Dem Könv^ riedrich Wilhelm gereicht es seinerseits zu Rulim 
und Ehre, dass er auf die Vorstellungen Schulenburgs sogleich von 
jenem Verlangen abstand, so dringend notwendig es für den preussi- 
sehen Fmanzhaushalt auch sein mochte, fikr den Wegfall der ans- 
bachiscben und deveschen Einkünfte durch die neuerworbenen 
Gebietsteile entschädigt zu werden. — Thatsächlich sind während 
der preussischen Okkupation die gesamten Einkünfte des Kuiförsten- 
tums fast ausschliesslich zum Besten des Landes selbst venvandt 
worden. Ausgaben, wie die für Ausbesserung der Festungswerke 
zu Hameln und iXienburg wirden aus den altpreussischen Kassen 
bestritten. So viel sich aus den Akten ersehen iässt . ist 
ausser der Ausgabe für die dem preussischen Ählitär zu liefernde 
rauhe Fourage^), welche monatlich etwa 10000 betrug, und dem 
Zuschuss zum Solde über den Friedensetat von dem Lande nichts 
an Preussen gezahlt worden. 

Es war auch kerne blosse Redensart, wenn Schulenbuig in dem 
oben ei-wähnten Berichte behauptete, es gescheln' von preussischer 
Seite alles, um die hannoverschen Finanzen, welche durch die fran- 
zösische Okkupation in die grösste Verwirrung geraten waren, zu 
heben. Die Administrations- und Organisafions-Konmiission Hess 
es sieh in dieser Hinsicht namentlich angelegen sein, die bedeutenden 
Wechsel- und Konunissariatsschuldcn, welche noch aus der fran- 
zösischen Zeit her rückständig waren und mit 9—10% verzinst 

') Vgl. Uinpleda, Politischer Nacblass I, Nr. 24. 
Brot und ^atte Foanga wurden aus den pfeussiseben Magazinen geliefert. 

3» 
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werden musslen, zu tilgen. Anf^SUiglich trug sie sich mit dem Plane, 
von dein Könige für jene Schulden ein Moratorium zu er^virken. 
Am 16. April forderte sie von der Regierang ein wohldurchdachtes 
Gutachten, ob .,es nicht notwoiidit- und selbst nacli rechtlichen 
(iruridsatzen zulässig sei, in Hin^iciit auf die gcgenwärti^re Insufücienz 
sfinitlicher Landeskassen, ihren Verbindlichkeiten in ^Viisehung der 
fälligen oder fallig werdenden Kapilalzalilungen ein Genüge zu leisten, 
für selbige bd des Königs Sbgestät auf Erteilang eines moratoiii 
generalis auf 2«-3 Jahre anzutragen*. Das RegienmgskoUegium 
und ebenso das Landesdeputations - Kollegium, mit welchem das 
erstere über diese Frage in Kommunikation trat, waren aber der 
sehr richtigen Ansicht, dass ein solches Moratorium den schädlichsten 
Einfluss auf den Kredit der Landeskas?en, den Geldumlauf und die 
Erhaltung der Erwerbsquellen haben werde, und rieten daher auf 
das Entschiedenste von jener Massregel ab. 

Die preussische Kommission schlug' nun einen anderen Weg zur 
Tilgung der oben genannten Schulden und Rückstände ein. Es 
wurde ein Amortisationsplan entworfen (23. Mai), nach welchem in 
dem Zeitraum vom 1. Juni bis zum 30. September an Wechsel-, 
Verschreibungs- und Kommissariatsschulden, sowie rückständigen 
Administrationskosten 317 603 4 ^'^ T abgetragen werden sollten. 
Davon sollte die Kammerkasse die 175 000 ^ übernehmen, welche 
der Marschall Bemadotte bei seinem Abzüge nach Süddeutsc bland 
von den Stünden erpresst hatte den Rest sollten die landschaft- 
lichen Kassen tragen: wn^ nach dem 30. September rückständig 
bleiben würde — etwa 70 ()00 — sollte dann bis zum Ende des 
Jahres abgetragen werden. — Es verdient hervorgehoben zu werden, 
dass die Adminislralions-Kommission dieses Ziel zu erreichen suclite, 
ohne dem erschöpften Lande neue ausserordentliche Steuern aufzu- 
legen. Nichts charakterisiert das milde Regiment der Administrations- 
Kommission besser als der Umstand, dass während der ganzen 
preussischen Okkupation keinerlei neue Steuern, Naturallieferungen 
oder sonstige ausserordentliche Abgaben ausgeschrieben worden sind^. 

1) Beiiiadolle halte daiaab den Slanden die :»chrii'lliclie Zusicherung erteilt, 
die 176000 4 sollten in kuner IViit aus dem Ertrage eines auf 1600000 Fr. 
vennacblagten ainserordentlielien Hotihicbes in den tandedienliefaen Forsten 
eiBiattet werden. 

2) Soviel man sehen kann, sind in den meisten Landsdiaflen die im Jahre 
1805 anegesehridienen KiiefBsteiiem wftbrend der prettHisefaeo Okkupation uicbt 

mehr erhoben worden. Nur im Loneburfriächen sah man sich genötigt die inter- 
imistische, monalliche Kriegssleuer fortdauern zu lassen; aber auch hier ver- 
ringerte man die bisher entrichteten Beiträge um ein Drittel. (Ausschreiben der 
Proriniialtegierung vom 18. Augnet» Hannov. Anseigen SL 68.) Und da bdunptet 
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Sollte man es glauben, dass die Adniinistrations- und Organi- 

sations-Kommission für die Not des hannoverschen Militärs, welches 
aus der Zeit der französischen Okkupation noch bedeutende Rück- 
stände zu fordern hatte, mehr Teilnahnio und ein wärmeres Herz 
bewiesen habe, als die hannoverschen Bf-liönlcn? Wirklich ist rlem 
so! Nach dem Abzüge des Bemadollesciien ArnHn'ivurps hatte das 
hannovei-sche Ministerium mit den Provinzialständen die Vereinbarunpr 
getroileii, dass die Landächafteii statt des ordnungsmässigen jährlichen 
Beitrages an die Eriegdcandei von 1010018 4 bis auf weiteres 
monatlich bloss 30000 4 zahlen sollten. Es stellte sich aber bald 
heraus, dass die Kriegskanzlei mit dieser bescheidenen Summe nicht 
einmal die laufenden Au^aben für das hannoversche Militär, ge- 
schweige denn die aus der Zeit der ei-sten Okkupation rückständigen 
Pensionen und Wartegelder berichligen konnte *). Die preussische 
Kommission schrieb darum am 11. August an das Landesdi putations- 
KoUegium, bei der Notlage der landschaftlichen Kassen wolle sie 
zwar keineswegs die volle Zahlung des jährlichen Kontingents von 
1010018 »f fordern; so viel müsse sie indessen verlangen, dass 
vom 1. Oktober an, wo nach Massgabe des Amortisationsplanes 
der grösste Teil der am meisten drOckenden Schulde und Röek- 
stftnde abgetragen und die landschaftlichen Kassen mithin merk- 
lich erleichtert sein würden, monatlich mindestens 50000 4 an 
die Kriegskasse zur Ablieferung kflmen. Die drückende Lage 
der hannoverschen Soldaten, ja selbst Billigkeit, Staatsinteresse 
und Gerechtigkeit erforderten die endliche Berichtigung jener Rück- 
stände. 

Das Landesdeputations-Kollegiiun zeigte sich aber wenig geneigt, 
die wohlthätige Absicht der Admiuistratiuas- und Oi'ganisations- 
Kommission zu befördern. Es bat in seiner Antwort (30. August), 
man möge angesichts der erschöpften Lage des Landes es mindestens 
bis zum Eintritte günstigerer Zeiten bei dem Beitrage von 90 000 4 
für den Monat bewenden lassen. — Die preussische Kommission 
erUftrte darauf (6. Sept.), sie wolle das geforderte Quantum auf 
46 000 4 ermAssigen, dabei müsse es aber auch bleiben. 

Hatnemiiiin (III, 33!2>, die Abgaben «««11 tirtUuMud der prmnebolMD Okkupation 
gewachsen. 

1) Insgesamt beanspruchte das ausspr Dienst befindliche hannoversche Militär 
jahrlich «lie Summe von 419484 ^ iti f ::2 ^, also monatlich fast 35üüU ^. 
Die Gagen der noch vorhandenen OfBziere vom hannoverschen Korps, die Warte- 
gaUer flUr Unteroffiziere und Mannschaften, nebst den Giuideiigeldem Ar Offiziere 

lind deren Witwen und Töchter betru^-fn i>9G 89^ ^ i'O •_> J. Dt zu kamen die 
aus der li.uinnv(>rsrht-ri H tspital- und invaiidenkasse erfolgenden GnadengehAlter 
for die hannoverschen invaliden mit i:!i588 i^. 
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Um die gleiche Zeil führte die Administrations-Kommission Ver- 
hanrlliingeTi mit der osnabrückschenLaiulschafl, welche den Beitrag der- 
Folbi n zu der Kriogskasse repreln sollten. Nach der Vereinigung von 
OsnabriK k mit Hannover liatton die Landstände des Fürstentums 
sich am C. April 1803 verpflichtet, jährlich 12(HXK_) 4 ,ad statum 
militiae* zu bezahlen. In den ersttüi Monaten der preussischen 
Okkupation hatten sie aber bloss die Summe von 3029 Kassen- 
mflnze nach HannoTer geliefert. Jetzt, bei den Verhandlongen mit 
der Administrations-Kommission, erboten sie sich (29. Sept.), diese 
Summe bis auf 5000 Kooventionsmünze zu erhöhen. Za einem 
Abkommen scheint es nicht mehr gekommen zu sein. 

Besondere Aufmerkaunkeit wandte man preussischerseits dem 
hannoverschpH Kastenwesen zu. Gleich nacli der Besitznahme 
des Landes war von Öchulenbiirfr die Einrichtung getroiVen worden, 
da?5-«! alle Kassen, welche bisher unter dem Ministerium, resp. den 
Departements gestanden hatten, hinfort allein von der Administrations- 
Kommission ressortieren sollten. Desgleichen war bestimuil wurden 
(2. April), dass ohne vorherige Genehmigung der preussischen Be- 
hörde keine extraordinäre Geldzahlung, sie sei noch so gering, 
aus den öffentlichen Kassen geschehen därfe. Unter dem 16. April 
wurde ferner festgesetzt, dass ohne Vorwissen und Genehmigung der 
Kommission keinerlei Auszahlung von Gehältern und Pensionen an 
solche Personen stattfinden dürfe, v Irlie ihren Aufenthalt im 
Auslande hätten. Im Mai wurde allen Domanial-, Amts- und 
Zollrecepturen der Befehl gegeben, „ihre Überschüsse nicht wie 
sonst vierteljähilicli unter Zurückbehaltun^' ansehnlicher V^or- 
schüsse sub sperati, sundt iii ohne den geringsten Abzug von 
Monat zu Monat an die Kanimerkasse abzuliefern" ^). — Die 
Administrations - Kommission suchte sich daneben durch geforderte 
Berichte auf das genaueste über alle landesherrlichen und land- 
stAndischen Kassen zu unterrichten. Am 5. April bestimmte 
Schulenburg, dass jener monatlidi Kasseneztrakte von d«i 
Rechnungsführern der ülTentlichen Kassen eingereicht weiden 
sollten, welche übersichtlich und nach der preussischen Form 



1) Gleichwohl musste Schulenburg noch am 1. Juni in einem Schreiben an 
die Aflministrations-Kommission darüber Klage fuhren, (\nss Ale Kammer ilio Vfn- 
fUj^ung, wonach ohne Genehmigung der preussischen Ikhorde keine extruorüinkre 
Aui^abe gcsebdieii floUe, dadureh zu verateln suche, dass tie jene Aasgaben von 
den zur Kammerkasse einzusendenden Überschössen der Ämter abredmen und 
in den Amtsre^istem verrechnen lasse. Diese unerlaubten Auszahlungen sollten 
derart ins Grosse gelten, dass der Kammerkasse fast alle DomanialetnkUnfle 
entzogen wttrden. 
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einzurichten seien. Audi sollten tod Monat zu Monat Kaasen- 
revisionen stattfinden. 

Am 25. Juli gab dio prcnssischo Knmmi??inn der Regierung 
dip Absicht kund, „demnächst mit Fertigung der Etats für alle 
iandesiierrliclien und anderen öü'entlidipn Kassen in den hannoversclion 
Provinzen, als einer notwendigen Mas»rtgel zur ordentlichen Wi- 
waltung und Verwendung ößenlliclier Gelder und Landesprodukte 
nach den solcherhalb in den ftheren preussischen Staaten statt- 
findenden Gnmdsfttzen nach und nach Yorzuschreiten." FQr eine 
Anzahl von Blassen ist wirklich der Etat für das Jahr 1806/7 auf- 
gestellt worden: eine bislang im hannoverschen Finanzwesen unbe- 
kannte Einrichtung. Zur allgemeinen DnrdifÜhrung dieser Massregel 
konnte es aber bei der kurzen Dauer der preussischen Okkupation 
nicht kommen. 

Die prcussische Behörde war aber weit entfornf, :fu-e Auf- 
merksaiiik it auf das hannoversche Finanz- und Kamiuerwesen zu 
beschranken. Im (Jegenteil, da war kein Gebiet der Verlassung, 
kein Zweig der öffentlichen Ver^valtung, über welchen sie sich nicht 
auf das Sorgfältigste und Eingehendste zu unterrichten gesucht 
hätte. Die Zahl der Berichte, welche die Kommisdon zu diesem 
Zwecke von den hannoverschen Behörden forderte, ist eine ungemein 
grosse. So verlangte sie unter anderem am 16. Aprü eme Dar- 
stellung der Ressortverh.lltnisse der verschiedenen oberen und 
niederen Landesbehürdent am 1^ Mai einen erschöpfenden Bericht 
über die verteil iedenen geistlichen und weltlichen Gerichtsbar- 
keiten im Lande und deren gegenseitiges Verhältnis, über die 
Funds zur Unterhaltung der ReclitsptU ge und über das Sportelwesen. 
Ein anderes Mal (6. Mai) forderte sie eine Nacliweisung der bislang 
im Kurfürstentum vorgenommenen Gemeinheitsteilungen, wieder ein 
anderes Mal (18. Mal) einen Bericht fiber das Ein(|uartienings- und 
Serviswesen. Es würde zu weit fahren, wollten wir auf diese 
Berichte näher eingehen oder sie auch nur alle aufzählen. 

Erwähnt sei, dass die Administrations- und Organisations- 
Kommission Itein» sw t j^'s bei den Nachforschungen über Verfassung 
und Verwaltung des Landes stehen blieb, sondern sich auch detaillierte 
statistische Kenntnisse 7m versehafTeii strebte. Es wurden von ihr 
mehrere ,statistisehe Tableaus" entworfen, wt lehe di n verschiedenen 
Behörden des Landes zur Ausfüllung zugingen. Tableau A 
handelte im allgemeinen von der Lage, den Grenzen, dem Flüclien- 
inhalte und der physischen Beschatlenheit einer jeden Provinz; 
Tableau B bezog sidi auf die Ortschaften und die Volksmenge, 
lU>leau G auf den Viehstand, Tableau D auf die natflrlicben 
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Produkte aus dem Pflanzen-, Tier- und Mitioialreiche und endlich 
Tableau E auf den Knnstfleiss, den Handel, die Fabriken und die 
Manufakturen d( > Kuriürstentums. — Das Regierungskollegium zn 
Hannover beineikle in einem Berichte vom 2. September dazu ganz 
richtig, diese Saclie fasse im Giunde die V'erfertiguiig einer Statistik 
der hannoveracheD Provinzen in sich. Die Ausführung werde sehr 
schwierig sein, da die Haterialien grossenteils erst gesammelt werden 
müssten. Die etwa frOher zu gleichem Zwecke gemachten Anläufe 
und Versuche seieii nie m Ende gef&hrt, die eingezogenen Nach- 
riditen auch längst wieder veraltet, so dass ganz von neuem be- 
gönnen werden mCtsse. — Übrigens ging die Regierung mit Eifer 
auf die Sache, deren grosser \nt7en einleuchtend war, ein. Doch 
sitid während tler preussi^cheii Okkupation keine Berichte mehr 
eingegangen, und nacliher blieb die Sache liegen. 

Wenn die AdminisUatioiis- und Ürganisalions-Kuuimission der- 
gestalt sich bemühte, das Kurfürstentum auf das genaueste kennen 
zu lernen, so war dabei der leitende Gedanke, bei der demnftchstigen 
Organisation Hannovers mit voller Sachkenntnis verfahren zu können 
und eine sichere Grundlage für dieselbe zu gewinnen. Wir 
findoi diesen Gedanken mehrfach In den Berichten Schulenburgs 
ausgesprochen. So schriel) der Graf am 17. März an den König: 
mit Ausnahme emzelner Gegenstände griffen sämtliche Zweige der 
Verwaltung zu tief in die verwickelte Lande-\ » ifassung und das 
Schulden'Vf'-en ein, als dass man vorerst etwas anderes thun 
könnte, als sich genau von allem zu untenichten. um nicht lauter 
Verwirrung anzuiichten und einzureisscn, ehe man wieder aufzubauen 
vermöge. — An die Administrations-Kommission sclirieb Schulenburg 
am 6. April, was die Organisation des Kurf&rstentums betreffe, so 
könne davon im allgemeinen die Rede noch nidit sein; denn diese 
müsse durch die vorangehende Admmistration erst so weit vorbereitet 
werden, dass ein zweckmässiger Plan gemacht werden könne, auf 
den die Organisation selbst sich gründen lasse. — Und am 4. Juni 
berichtete Schulenburg nach Berlin, die Organisation der hannover- 
schen Lande werde sich nicht rasch betreiben lassen; denn das 
Hannoversche bestehe aus vielen verschiedenen Provinzen, von denen 
mehrere erst succesfivc hinziigekonmien seien. Diese hätten dalier 
ihre besondere, sein- verwickelte Verfassung, welche man zunächst 
genau kennen lernen müsse. Auch liege noch ein anderer Grund 
vor, weshalb die Oiganisation Hannovers langsamer von statten 
gehen werde, als es bd den früher erhaltenen Entschädigui^gps- 
Provinzen der Fall gewesen sei. Dort habe man, wenn die frühere 
Geschäftsführung auch nicht zu rülunen gewesen sei, die Akten und 
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Piipiere voUstftndig Yorgefanden. Hier mOsse man diese aber ent- 
behren, weil das h inn ) versehe Staatstninislerium einen Teil der 
Akten bereits bei dem Beginne der französischen Okkupation in das 
Mf'cklenbTir;«;rhe •^'•ebracht und von dort nach Enjj-Uüid Ix 'fördert, 
und ausserdem der Graf von Münster bei seiner Abieise nach 
England im Februar 18i)6 die wichtigsten und nötigsten Papiere 
mit sich genommen habe. 

Die völlige Organisation der liannoverschen Provinzen gedachte 
man preuasiflcbersdts ^t nach dee endgültigen Erwerbung derselben 
in dem allgemeinoi Frieden voixunehmen. Um jedoch den Han- 
noveranern zu zeigen, «dass die Besitznahme erastlich und dauernd 
sein solle und an eine Zurückgabe und Abtretung des Landes nicht 
zu denken sei", hielt man es für notwendig, gleich nach der Besitz- 
nahme einige Gegenstände, «welche nicht in die Verfassung ein- 
gi'ifTon und darin nichts änderten", auf proussisrhcm Fusse einzu- 
richten. Schulenburg empfahl zu sulciiem Z\v<'fkt> in einem Immediat- 
berichte vom 13, März in erster Linie das Postwesen. Hier sei eine 
lUtorm, meinte er, um so nützlicher imd notwendiger, als das Post- 
weseii aicli nichts weniger üis im bebten Zustand bcthide, sondern 
viele Hissbrftuehe aufweise. — F^ner sei die Organisation des 
Gestfltswesens vorzuschlagen ^ welche für Hannover um so wichtiger 
sei, als in den letzten Jahren, wo die Franzosen eine grosse Menge 
der besten Pferde aus dem L^nde entnommen hätten, nicht nur der 
Pferdebestand, sondern auch die Pferdezucht sehr gelitten habe. 
Ein dritter Gegenstand sei das bei Hildesheim belegene Kloster 
Marienrode, welches von Rechtswegen zu dem preussischen Fürsten- 
tume Hildesheim gehöre. Die hannoversche Hcprierung habe den 
Besitz von Marienrode ganz unbefugter Weise nach dem west- 
fälischen Frieden*) usurpiert, indem sie einen Abt des gedachten 
Klosters, welcher sich einer Moidtiiat »chuldig gemacht und von 
dem FQrrttMschofe von Hildesheim nadi Gebtthr habe gestraft werdoi 
sollen, unter ihren Schutz genommen habe. Et (Scbulenburg) finde 
gar kein Bedenken dabei, das Kloster sofort nach der erfolgten 
Besitznahme aufgeben, wie es seinerzeit (1801/S) auch mit den 
übrigen katholischen Klöstern im Förstentume Hüdesheim ge- 
schehen sei. 

Die Scliulenhurprächen Vorschläge fanden in Berlin soCorti-^e 
Genehmigung. Am 20. Slärz trug der König dem Grafen auf, als- 
bald zu der Oiganisation der cnvähnten Gegenstände voi'zuschreiten; 

1) Das ist wnhl ein Irrtum. Bereits war 1538 das Kloater Marienrode an 
Hannover Uberge(;aiigen. V^'l. Haveinann II, bS± 
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auch bezüglich der ersten Einrichtung des Salzwesens im Hannoverschen 
sollten sogleich Schritte frethan werden. 

Demgemäss wurde das Klo«ter Marienrode gleich nach der 
preussischen Besitznahme säkularisiert. Als Aufhebungskommissar 
fungierte der Kriegs- und Domäntnrat Malchus aus Halberstadt, 
der einige Jahre vorher bei der Oi^janisation des Fürstentums 
Büdesheim ach durch Gesch&ftsgewandtheit imd Eifer ausgezeichnet 
hatte und später un Königreiche Westfalen eine henror- 
ragende Rolle spielen sollte. In betreff des Salzwesens erhielt der 
Kri^s- und Domänenrat Meyer am 12. April den Auftrag, .eine 
nflhere und gründlichere Untersuchung desselben zu beschleunigen". 
— Am 30. April wurde dann die Ausfuhr des hannoverschen Salzes 
in das Ausland „einstweilen" verboten. Nur an da? General-Salz- 
departement der altpreussischen Provinzen und die demselben unter- 
f,M'ordneten Provinzial - Salzdebitsbehörden durfte Salz verkauft 
werden; ausserdem konnte in einzelnen Ausnahmefällen die Admini- 
stratioDs-Komraission Ausfuhrpässe erteilen i). Im Inlande durfte 
das hannoversche Salz nach wie vor frei drkulieren'). 

Die Verflnderungen im Post- und Gestütswesen wahrend der 
preussischen Okkupation scheinen nicht tief gegangen zu sein. Wir 
wissen darüber bloss, dass den Postillons preussische Monturen ge- 
liefert wurden^), und dass ein Aussdireiben des General - Post- 
direktorium? vom 10. Oktober das Tragen derselben vorschrieb*). 
Dass im Juni und Juli eine direkte reitende und fahrende Post von 
Hannover über Burgdorf, Gardelefron, Tangermünde, RaÜieiiow und 
Wustennarck nach Berlin eingeriditif wurde, wird man als eine 
prinzipielle Veränderung nicht bezeiclineu können. 

In Aussicht genommm ward femer die Oi^anisation des 
Forstwesens. Scbulenburg berichtete darOiaer am 17. Juni an 
König Friedrich Wilhelm , die bedeutenden hannoverschen landes- 
herrlichen Forsten seien in einem aemlichen Zustande, da die der 
Forstwirtschaft vorstehenden Beamten Männer seien, die mit dem 
Forstfache wohl vertraut wären und nach Kr&flen für die Forsten 
sorgten. Mit dem preussischen Etats-, Kassen- und Recbnunfrs- 
weseu seien sie aber nicht bekannt; in dieser Hinsicht tinde 



>) Hannoverische Anzeigen J. 1806, SL 'M. Am C. Oktober lbU6 wurde 
die Aaiftihr wieder freigegeben. 

Es ist ginsUeh unrichtig, wom Heinonaon (III, 23i.) behauptet, dss 
f I * ü'^ischc Salzmonopol sd in HannoTer eingel&Iirt und habe auf den Umeren 

Klasäcn schwer gelastet. 

^) Ompteda, Politiscber Nacbla«s 1, 155. 

*) ^langoiberg, Sammlung der Verordnungen und Auascbieiben IV, 1, S. 547. 
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man überall Unordnung und nicht gehöriges Verfahren. Nach 
IMpeussischer Verfassung .verdiene das Etats-, Kassen- und Rechnungs- 
wesen ganz vorzügliche Rücksicht, um überall die nötige Ordnung 
zu bewirken, von dem Zustande der Forsten, von den nachhaltigen 
Revenuen, die sie bringen könnten, unterrichtet zu sein, um stets 
Übersicht und Kontrole zu haben und Zusanunenhang und Harmonie 
im ganzen wie im einzelnen hervorzubringen". Da dieses alles 
hinfort auch im Hannovei-schen stattfinden müsse, so sei es nötig, 
die bisherige Verfahrungsart zu Terfindem und zu verbessern. Zu 
solchem Zwecke mOge man ausgezeichnete, Iftngst routinierte Fach- 
mfinner aus den ilteren Provinzen berufen, welche die hannoverschen 
Forsten bereisen und untersuchen, Forstetats oitwerfen, die Kontrole 
einrichten und überhaupt das Forstkassen« und Rechnungswesen 
auf preussischem Fusse organisieren sollten. — Bei der grossen 
Ausdehnnnji: der hannoverschen Provinzen, meinte Schulenburg, 
werde diese Arbeit wohl 6—9 Monate in Anspruch nehmen. Als 
geeignete Faclinjännor schlug er den halberstädtischen Oberforst- 
meister von Hünerbein und den magdeburgischen Oberforstmeister 
von Kleist vor. In Berlin war man mit diesem Vorschlage ein- 
verstanden und gab die entsprechenden Befehle. — Leider 
sind wir nicht unterrichtet, wie weit die Organisation des 
Forstwesens im Verlaufe der preusdschen Okkupation vor- 
geschritten ist^). 

Die Aufhebung des Klosters Marienrode und die Befürchtung 
weiterer Eingriffe in die Verfassimg des Landes bewog das Landes- 
depiitalions-Kolleg'ium, m Anfang Juni eine Deputation an Friedrich 
Wilhelm III. abzusenden. Sie bestand aus th'in Ober-Apellationsrate 
Grafen Hardenberg' und dem Landrat Freiherru Grote. Die beiden 
Deputierten soiUen nacli der ilmen erteilten Instruktion-) bei dem 
Könige Vorstellungen wegen der Säkularisation des Klosters Marien- 
rode machen, ebenso wegen des Verbotes der Salzausfuhr, welches 
d&k hannoversdien Ssüzwerken, namentlich der Saline zu 
LCkneburg, und überhaupt vielen hannoverschen Bürgern zu schwerer 
Schädigung gereiche. Des weiteren sollten sie sich nach Kräften 
dafür verwenden, „dass in der seit Jahrhunderten bestandeneu Ver- 
fassung der Kurlande, zumal so lange die jetzige Lage und Ordnung 



I) In einem Ausscbireiben vom 3. Juli 180U forderte das Kammerkollegium 
sSmtliche Forstamtcr im Auftrage der AdministntioiiB-KoininiMion auf, ^aue 
und tabellarische Cbeniehteii ober die sSrntUclieii Forstreviere einzusenden. — 
Die Berichte sind indeseen wahrend der preuaeischen Okkupation nicht mehr 
eingegangen. 

i) Hannover, 29. Mai. 
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der Dinge fortwähre, nichts alteriert werde'. Wenigstens möp'c es 
nicht goschohen, ,olmc dio einheimischen Landesbehörden mit den 
dagegen ( intn fondon Bedenklichkeiten und Gegengründen zu hören". 
Insbesondere sollte auch die Erhaltung der landi?chaftlichon Ver- 
fassung von den Deputierten bofürwoitet werden. Zu guterletzt 
hatten sie noch um eine Vermindt i uiijj der preussischen Okkupations- 
tnippen zu bitten. 

In Berlin erfuhren die Abgesandten von dem Kabinettsnte 
Beyme, es sei der feste Beschluss gefasst, die hannoverschen 
Provinzen auf besttadig mit den übrigen preussischen Staaten zu 
vereinigen und ihren Besitz durch die Macht der Waffen zu be- 
haupten. In der Audienz, welche die Deputierten am 18. Juni bei 
dem Könige hatten, soll dieser gesagt haben, die Okkupation 
Hannovers sei durch die Umstände notwendig geworden. Die 
Verbindung der Kurlaiide mit England sei füi' andere Mächte .^(dir 
eniharassant gewesen; er wünsche, dass ein baldiger Friede alles 
konsolidieren möge. Bis zum Frieden solle alles in der alten Ord- 
nung v^ldben^}. 

Auf die Vorstellungen, welche die Deputierten im Sinne ihrer 
Instruktion machten, wurde ihnen vom Könige ein schrüUicher Bescheid 
erteilt (24. Juni) % Das Kloster Marienrode, hiess es darin, gehöre von 
Rechts wegen zu Hildesheim. Was den Beitrag des Klosters zu den 
Landesabgaben und Schulden betreffe, so solle darin provisorisch nichts 
geändert werden. Man sei weit entfernt, die Bestimmung der 
Klostergüter und deren Einkünfte zu milden Zwecken und Anstalten 
zu ändern. Die vun den Domänen abtir^onderte Verwaltung der- 
selben solle daher iminerwilhrend fortdauern^), und es solle 

1) Promemoria der Deputierten vom 30. Juai. 

^ Qedniekt in Arehenhols, Minerva J. 1800, III, 119 IT. 

3) Sctiulenburg machte hiergegen am 27. Juni Vorstellungen. Di« von den 
Domönon abjjesonderte Verwaltung der Klostergüter sei, wie audi in Hannover all- 
gemein gefühlt werde, die »parlie boateuse* der hannoverschen Administration, 
weQ rie von HSnn^ (feftlhrt werde, die solches nicht versttnden. Die Verwaltang 
der KlostergOtor könne ftkgUch durch die Kammer geschehen, edblt wenn der 
König ihre Einknnfff ausschliesslich den milden Sfiftunp'^n zuwenden wolle. 
Friedrich Wilhelm erwiderte darauf am 3. Juli, er würde in der Bestinunung der 
Einkanft« von diesen Gotern za einem so nfltalidien Zwedw nie eine Änderung 
gemacht haben, nnd habe darum den Antrag der Stlnde auf immerwährende, 
von den Domänen abg-e^omlt-i te Ni rualtun? der Klostergüter um «o lieber be- 
willigt, als durch die steigenden Einkünfte die ebenfalls steigenden BedttrHiisse 
am b^ten gesichert und Ustige Antrige auf ZuschQsse vermieden würden. Doch 
habe er sich ausdrücklich vorbehalten, JGsdiFSlitche der bWiarigen ¥erwaUang 
abzustellen. E? hindore sosrar nirbt«;. die Administration dor Klostergüler der 
Kammer aufzutragen, wenn nur die Einnahme und Ausgabe von den laadesberrlicben 
Kassen getrennt bleibe. 
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die grösste Sorgfalt angewandt werden, die EinkQnfle derselben 
durch eine gute Adnunistration zu vermehren und ihre Verwendung 

durch Abstellung aller etwaigen Missbrauche zu verbessern. — 
Das interimistische Verbot der Salzausfuhr sei nl? cino zur 
Sicherung des eigenen Bedarfs unumgränfrlich iiotweiuli^M* Polizei- 
massregel anzusehen. Nachteilige Fol<:en könne es nicht haben, da 
der Salzdebit bloss eine andere Richtung eilialte. — Die Beibe- 
haltung der bisheriiTcn Landesverfassung überhaupt und der land- 
schaftlichen Verfassung insbesondere setze eine genauere Belurnnt- 
Schaft mit derselben voraus, als die Administrations - Kommission 
sich bisher habe erwerben können. Er (der König) werde kerne 
willkürlichen, sondern nur solche Veränderungen vornehmen lassen, 
welche notwendig seien, um die hannoversehen Lande mit seiner 
Monarchie auf das innigste zu vereinigen und sie nach den Grund- 
sAtzen zu regieren, die sich als Grundpfeiler der Macht, der Sicher- 
heit und des Wohlstandes des preussisclien Slaatskürpers bewährt 
hfitten. Eine lands( haftliche Verfassung streite dagegen keinoiswegs. 
— Vor der Ausführung der einen oder anderen neuen Einrichtung, 
welche in Vorschlag kommen möchte, werde die Administrations- 
Kommission ach. mit den Ständen und andere Behörden, welche 
von den betreffende Gegenständen besondere Kenntnis hätten, 
„wegen der etwa dagegen obwaltenden Bedenklichkeiten und be- 
sorglichen nachteiligen Folgen* ins Einvernehmen setzen. ~ Die 
gewünschte Verminderung der Truppen solle so bald wie möglich 
eintreten •). 

,lch gebe Euch mit Freuden die feste Zusicheninp'". hiess es 
zum Schluss, ,dn?5> mein tranzes Bestreben darauf trerichtet ist. die 
Wunden zu heilen, die bi.-herigo unglückliche Ereignisse dem Lande 
gesclilagen haben, und es ganz glücklich zu machen. Weder ehr- 
geizige noch länderbegierige Absichten, sondern nur die durch Er- 
fohrung begründete Überzeugung, dass die Einverleibung der han- 
noverschen Lande m die preussische Monarchie zur beiderseitigen 
Wohlfahrt und Sicherheit schlechthin notwendig sei, haben mich zu 
dieser Vereinigung und den damit veilumdenen ^'t os^jen Opfern be- 
stimmen können. Die Vergangenheit hat es Euch bewiesen, dass 
England Euch nicht schützen konnte, und dass Ihr nur von Preussen 
beschützt werden könnt. Preussen hat nun die?;en Schulz über sich 
genommen, von dem Ihr in Zukunft mehr Sicherheit der Person 

*) 0«r GeneraUenteant von Gensan sagte ta den Deputierten &eittcfa, vor- 

Iflufip dürfe man sich zu t intr Vertninderuni.' des |>reu!*sischen Annwkorps noch 
keine HofTnung machen. So lange Preussen vor einer anderen Seite nicht gans 
sicher sei, gehe eine Vermindenuig nicht an. 
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und des Ei^'entums, sowie die Abstellung mancher drückenden Miss- 
brftudief die die Entfernung des Regenten orzongrte, zu envartcn habt." 

Man merkt dem königlichen Schreiben deutlich die Absiclit an, 
dif Hannoveraner davon zu überzeugen, dass die Verbindung Han- 
novers mit Pieussen unwiderruflich sei und bleiben werde. Daher 
die Ankündigung von Veränderungen in der Verfassung, welche 
das Kurfürstentum auf das innigste mit der preussischen Monarchie 
verschmelzen soUten. In Wirklichkeit gedachte der König, wie 
bereits erwfihnt ist, solche Veränderungen erst nach dem Frieden, 
der ihm den Besitz Hannovers bestätige, vorzunehmen. Die han- 
noverschen Abgesandten brachten selbst die Nachricht nach Hause'), 
die Einführung der preussischen Accise und der MUit&rkonskription 
werde nicht zu hintertreiben sein, indessen werde man vorerst da- 
mit verschont bleiben. 

Wir hören denn auch fernerhin von keiner tief in die Verfassung 
des Landes eingrcifcndon Veränderung. Einen Antrag der Admini- 
.«trations- und Organiöaliüiis - Komnnssion, die in Hannover noch 
inuner zu Recht bestehende und zur Anwendung gebrachte Tortur ^) 
abzuschaffen, lehnte Schulenburg mit der Motivierung ab: er halte 
es für bedenklich, vor wirklicher Organisation und Einföhrung der 
preussischen Gesetze und Gerichtsverfassung eine förmliche Ver- 
ordnung zu erlassen, wodurch die Tortur in den hannoverschen 
Landen gänzlich beseitigt werde. Man möge lieber einen anderen 
Weg einschlagen und den sämUlchen Justizkanzleien und Ilof- 
gerichten, sowie dem Oberappellations-Gerichtshofe zu Celle erölTnen, 
dass auf den Gebrauch der Tortur in den einzusendenden Ivi iminal- 
relationen nicht mehr angetra^'en werden solle, weil solcher preussischer- 
seits nie Genehmigung finden würde. 

Auch ein anderer Antrag der Administrations - Eommission, 
welcher auf eine Veränderung in der Verfassung des Kammer-Kollegiums 
hmauslief, fand nur teilweise die Genehmigung Schulenburgs« Nach 
der Verfassung der Kammer nahmen die referierraden Kammer- 



>/ Es ist völlig an« der Luft ^rci/rifTen. wenn der Verfasser der Kriniicrun^rtni 
aus Hannover und Hamburg; aus den Jabren 1803 — 13 (S. 24) erzählt, die äleuern 
bitten auf preiMucbem Fiun eingefiahrt werden solloi; da die hattnoveruhen 
Untertlianen sich aber dagegen gesperrt häUen, habe die preussisebe Regierung 
von der Einführung dp» preussischen Steuersyetems abgesehen. 

2j U. a. trug die Justizkanzlei zu Celle im April 180<i in einer Kniiiuial- 
untersttchungseache wider eine gewisse Johanne Ott« und deren Mutter, Witwe 
Otte, wegen Kindesmorden und Vergiftung darauf an: die erste Inquisitin mit 
d»-ii Graden der Tortur, namlii h den Daumstöcken, den Beinstiefeln und den 
öchnQren, die zweite Inquisitin aber nur nut den beiden ersten Graden zu belegen. 
Administration»» und Organisations^Konimisiion an Schulenburig, Id. April. 
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sekretfire, 14 oder 15 an der Zahl, an den Beratungen in dem so- 
genannten Ratszimmer nicht teil. Vielmehr begaben sich die Sekretäre 
einzeln in das Ratszimmer, liielten dort ihren Vortrag, gaben ihr 
Votum consnltaliviim ab und kehrten dann in (!ie Sckretarionstube 
zurück, um dem folgenden Kollegen zu einem gleichen Zwecke Platz 
zu machen*). In der Regel lasen und bearbeiteten die Sekretare 
die Akten aliein, die Räte entschieden blos:^ nach dem Vortrage 
und dem votum consultativum der erstereii. Der Administrations- 
Kommisskm konnten die grossen UnvoUkommenhdten eines siMen 
Geschäftsganges nicht verhofgen bleiben. Ihr Antrag ging dahin, 
die s&Ditlicdien Sjinimersekretftre sollten den Kammersessionoi in 
dem Ratszimmer beiwohnen und ein votum decisivum erhalten. — 
Der pmis>i>f be Administrationschef votfüpte hierauf (6. Juli), „dass 
den sAmtlichen referierenden Kammersekretarien zur Pflicht gemacht 
werden solle, den Karnmersessionen, wenn sie auch nicht zu referieren 
haben sollten, re;_a'lmässig beizuwohnen, um teils daduicli eine fort- 
laufende Kennt nis von allen vorkommenden Geschäften zu eilialten, 
teils in vorkoiumenUen Füllen durch ihren guten Rat auch ausser- 
halb des Umfangs ihrer eigenen Expeditionen zum Besten des 
Dienstes mitwiitai zu können*. Den Sekretären nach dem Antrage 
der Administrations - Konunissicm ein votum decisivum beizulegra, 
Idmte Schulenbuig ab, da dies eine erhebliche Veränderung m der 
Verfassung des Landes bedeutet haben würde. 

Grossere Veränderungen wurden allein im Münzwesen getroffen. 
In Preussen, wie in den meisten Staaten Deutschlands, herrschte 
damals der Konvention?fus?, nach welchem aus der Mark feinen 
Silbers 21 Gulden geprägt wurden. In Hannover wurde zwar 
ebenfalls Konventionsmünze geprägt; die offizielle Lmdesmünze war 
aber das Kassengt4d, wovon 18 Gulden auf die Mark feinen 
Silbers gingen. — Das preussische Geld hatte in dem Kurfürsten- 
tume bis zum Jahre 1806 keinen gesetztidien Kurs gehabt. Im 
allgememen stand es im Hannoverschen in Misskredit, eine Folge 
der verwerflichen Mfinzverschlechterungen, die noch m letzter Zeit 
im Preussischen mehrfach stattgefunden hatten. Doch ging man in 
Hannover in dem Misslrauen gegen die preussische Münze «it- 
schieden zu weit. Während der preussische Thaler nach genauer 
Berechnung in hannoverschem Ka^i^enfrelde 20 jf C^- ^ wert war. 
war es scliun viel, wenn ITu' lienst'lben -20 <i\-^^i'\ierv wurden: meist 
wurden nur l'J oder auch nur 1« ff dafür gezaliit-j. Die preussische 

Vgl. von Bülow, Bemerkungen, ö. liti Anni. 
Sefaulenborg an Landtödeputationä-KoU^um 19. Fdiniar. 
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Scheidemünze war im Hannoverschen gänzlich verboten. — Dadurch 
wurden die preussischen Soldaten, welche nach Hannover kamen 
und ihre Löhnunp" in preussischem Oelde empfingen, schwer ge- 
schädigt. Es war deshalb eine der ersten Forderungen Schulen- 
burgs nach dem Einnicken der Preussen im Februar gewesen, dass 
dem preussischen Kurantgelde ein gesetzlicher Kurs im Lande ge- 
stattet werde. Am 24. Februar 1806 war von dem Kommerz- 
koil^um eine mit der preussischen Behörde Tereinharte Verordnung 
erlassen'), welche den Wert des preussiscfaen Geldes g^nüber dem 
harnioTerscfaen Kaasen- und KonTentionagelde tariftnftseig festsetzte. 
Diese Festsetzung entsprach ungefähr dem wahren Wert verhftitnisse; 
doch war sie eher zu Gunsten des hannoversdien als des preussi- 
schen Geldes gehalten. 

Später g\n^ man preiissischerseits einen Schritt weiter. Am 
29. August wurde für die hannoverschen Provinzen mit Ausnahme 
von Osnabrück und Lauenliurfr eine Münzverordnung erlassen^). 
Nach derselben sollte vom 1. Uiitobcr au das preussische Silbergeld als 
die Hauptmünze des Landes angesehen und nach dem vollen Zahlenwerte 
ausgegeben und angenommen werden. Handlungs» und Gewerbe- 
treibende sollten im Verkehre nach dem preussischen MQnzfusse 
redin^. Steuern und öffentliche Abgaben durften nach Belieben 
in den bisher bei den Landeskassen gangbaren Münzsorten oder 
mit preussisrheni Oelde bezahlt werden. Wer sieh weigern sollte, 
die festgesetzten Münzsorten anzunehmen, solUe in eine Stiafi^ von 
5 — 50 verfallen. — Auch die preussische Scheidemünze, welche 
in die Verordnung vom 34. Februar niclit einltegriflen gewesen war, 
sollte jetzt gesetzlichen Kurs erhalten, und zwar sollte sie den ent- 
sprechenden hannoverschen Münzen gleich gesetzt werden, weil auch 
diese durchweg nicht das volle Gewidit hätten. 

Wie m der mrfthnten Verordnung ausdrücklich angegeben war, 
war es keineswegs beabsichtigt, das hannoversche Geld ausser 
Kurs zu setzen, vielmehr sollte dasselbe bis auf die geringeren 
Mflnzsorten bei allen Zahlungen den ihm nach seinem Werte zu- 
kommenden Vorzug vor dem preussischen Gelde behalten. 

Allerdings ging die Tendenz dahin, mit der Zeit das preii?sische 
G"ld zur alleinigen Landesinünze in Hannover zu machen. Um 
diesen Zweck zu erreichen, sollte die Prägung von hannoverschem 
Geldo auf der Münzstätte zu Klausthal möglirhst eingeschränkt und 
mit dem Ende des Jahres 180G völlig eiiigestelll werden. Von dem 
Beginn des Jahres 1807 ab sollte nur nodi preussisches Geld 

Hannoverische Anzeigen ISüÜ, St. 10. 
«) Du. St. ?& 
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geprägt werden. — Mit Fug berief man sich preussischerseits auf 
die Thatsache, dass der schwere Münzfuss in Hannover allgemein 
für ein grosses fTicl gehalten wurde, und dass nur die französische 
Invasion im Jahre 1803 die kiirfüi^Uiche Regierun^r an der Ab- 
schaffung demselben und der Einfühnuig eines leichteren Geldes 
gehiiKlei t hatte •). 

Auf haanovei-scher Seite äu^ätrle man gleichwohl grosse Be- 
denken gegen die Emführung des preussischen Münzfusses. Man 
gab sieb den (ibertriebensten, ganz ungegrQndeten Besoignissen hin 
und glaubte die schwerste Sch&digang der öffentlichen Kassen und 
der Uttteithanai, eine grosse Steigerung der Lebensmittdpreise und 
wer weiss, was noch alles, befürchten zu müssen. Das Landes- 
deputations-Kollcgium entsandte daher um die Mitte September den 
Landrat von Grote an den Köiiifr Friediicli "Willielm mit der Bitte, 
die Verfüining vom 29. August zurücknchiiieii zu \s ollen. Man sei der 
Überzeugung, hiess es in dei- Eingabe des Kollegiums, dass „die ur- 
plötzliche Einführung des neuen Münzfusses für die öffentlichen 
Kassen ebensosehr, als für das Publikum und insüiiderheit für die 
erwerbende und handehide Klasse der Bürger einen nicht zu be- 
rechnenden, aber gewiss auf mehrere Tonnen Goldes anzuschlagend«! 
unwiederbringlichen Verlust mit sich £Qhren, und ohne den gesamten 
Staaten des preussischen KOnigs einen reellen Vorteil zu gewtbren, 
zur alleinigen Bereicherung gewinnsflchtigei- Agioleurs und Wucherer 
dienen und den Ruin einer grossen Anzahl diesen in die Hände 
fallender und mit den Kunstgriffen nicht vertrauter Landeseinwohner 
zur unvermeidlichen Folge haben v.'o-rte- .Septeniher). Wie 

vorauszusehen, liatte das Gesueli dei Stände keinen Erfolg. Am 
22. September hatte Grote zu Halle a. S. eine Unterredung mit 
dem Geheimen Kabinettsrat Beyme, in welcher sich der letztere 
entschieden weigerte, die Petition bei dem Könige zu unterstützen. 
Als der hannoversche Abgesandte an Beyme die Bitte richtete, man 
möge wenigstens die Verordnung für das erste suspendieren, erhielt 
er zur Antwort: .Daraus kann gar nichts werden, lieber 8 Tage 
frfiher als später. Wäre der Herr von Ingersleben, der jetzt Minister 
geworden ist, schon eher Chef der Administration gewesen, so 
würde es hingst geschehen sein. Wir haben schon über eine halbe 
Million Thaler dadurch verloren, und einen solchen Verlust können 
wir jetzt um so weniger ertragen. Entweder Sie sind Preussen, 

1) Administrations- und Organisatioas -Kommission an Landcsdeputations' 
Kollegimn, 15. September. \\'\. auch Patje, Kurzer Abriss des Fabriken-, Gewerbe- 
und Handlungszustandes, S. 38 t. und Luden, Das Königreich Hannover nach 
■diMn OfEentiichen Veridltnissent S. 339ft 
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oder Sie sind es nicht; im ersteren Falle können Sic k( ine Vorzüge 
verlangen und im letzteren Falle ist gar kein Grund dazu vor- 
handen " Deinenlsprechend lautete die Antwort des Königs, aus 
dem Hauptquartier zu Naumburj/ u. (56. Sept.) datiert 2), ablehnend. 
Sie enthielt sogar einen scharfen Verweis, dass das Landesdeputations- 
KüUegiuai „zu einer Zeit, wo Se. Majestät mit den wichtigsten An- 
gelegenheiten beschäftigt sind, Höchstdenselben mit dieser Vorstellung 
beschwerlich falle und sogar eine Deputation in das Feldlager nach- 
sende*. Die Supplikanten sollten sich in diesen und allen anderen 
Angel^nheitoi lediglich an doi Staatanunistor von Ingersleboi 
wenden, dem der König die Führung der hannoverschai Angel^n- 
heit^ mit vollkommenem Vertrauen übertragen habe. 

Unverkennbar tritt in den Äusserungen Beymes und dem 
Sehreiben Friedrich Wilhelms eine frewisse Gereiztheit gegen Han- 
nover hervor. Auch der Landrat von Grote wollte auf seiner 
Sendung bemerkt haben, dass auf preussischer Seite eine Erbitterung 
gegen die Hannoveraner herrsche. Man gebe ilinen, schrieb er 
nach Hause, schlechte Behandlung des preussischen Militäi-s, Vorliebe 
für die Franzosen und anderes mehr schuld. Das giebt uns Anlass, 
auf die Offmtlidie Stimmung in Hannover während der preussischen 
Besitznahme, weldie wir bisher nur flüchtig gestreift haben* einzugehen. 

Die Hannoveraner waren den Preussen von vom h^in wenig 
günstig gesinnt. Nach hannoverscher — wohl nicht unparteiischer 
— Angabe war der Wunsch, dass statt der Preussen Bernadolte 
eingeriK'kt sein möchte, »in Hannover ganz allgemein, bei a!len 
Behörden, bei Grossen und Kleinen"-*! Doch Hessen die Bewoliner 
des Kurfürstentuiiis ihre Abnt i|.ain<,^ diesmal nicht so olTen zinn 
Vorschein treten, wie anno 1801. „Die klugen Leute im Lande", 
schrieb der hannoversche Gesandte am sächsischen Hofe von Bremer 
unter dem 24w März an den Gesandten von Ompteda in Berlin, 
^haben so viel zum Voraus auf eine vorsichtige Aufführung g^^ 
die Preussen gedrungen, sie so oft laut empfohlen, und die Eonduite 
von 1801, da wir noch nicht so zahm sein konnten, als so un- 
politisch allenthalben dargestellt, dass das Benehmen unserer Landa- 
leute, wenigstens so viel ich in der Hauptstadt gesehen habe, allen 
Beifall verdient. Man ist höflich und kalt, niemand geht zu weit, 
jeder weit genug* 

1) Beridit Grotes an du Landesdeputations^KoUegiuin, Halle SSL September. 

2) St.-A. Hann. 

3) V. Bri'iner (hannoverscher GesaiiJfer zu 1 »ie>(It'ii) an ihn Oeaandteil VOB 
Ompteda in Berlin, 3. April, v. ümpteda, t^olitischer Nacblass i, 14± 

*) Das. S. 140l 
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Scfaulenburg selbst konnte am 13. Hftrz nach Berlin berichte, 
dass die geringeren Klassen der Bevölkerang im allgemeinen die 
Veränderung in der Regierung nicht ungern sähen. Nur zwei Gegen- 
stände erregten unter ihnen einige Besorgnis, nämlich das preussi- 
srho Kanfonswesen und die Ancise. Bei näherer Bekanntschaft 
werde man ^Irh aber sicher damit aussöhnen, um so eher, als auch 
im Hannoverschen schon sehr bedeutende iiidirekl» Ahi^'uben unter 
dem Namen Licent beständen. Allerdings walte hitiLi i der Unter- 
schied ob, dass der Licent sehr nachlässig erhoben und allein von dem 
ehrlichen Manne vollständig entrichtet werde; die Ungerechtigkeit eines 
solchen Zustandes werde aber bereits ▼ielfach gefählt. — Was die 
vornehmen Hannoveraner angehe, so wfirde ein grosser, er mddite 
sagen, der grösste Teil von ihnen, damit zufrieden sein preussisch 
zu werden, wenn sie nur die gewsse Überzeugung hätten, da.ss dies 
ihr wirkliches und endliches Schicksal sein würde. Daran glaube 
man jedoch nicht. 

In einem anderen Berichte vom 10. April führt Schulenburg 
diesen (Tcgenstand weiter aus. Die Meinung des Publikums über 
den Zustand der Dinge, bemerkt er, sei dreifach geteilt. Nur eine 
kleine Minorität der Hannoveranei halle sieh überzeugt, dass Friedrich 
Wilhelm m. den Besitz des Kurfürstentums behaupten werde. Ein 
zweiter, etwas, obgleich nicht viel zahlreicherer Teil, glaube, dass 
England beim Frieden Aufopferungen zur See an Frankreich machen 
und dadurch bewirk«! werde, dass die hannoverschen Lande an 
Georg in. zurückgegeben würden. Der weitaus stärbte Teil der Be- 
völkerung sei aber fest überzeugt, dass man in ganz kurzer Zeit statt 
des pretissischen schwarzen Adlers wieder den goldenen französischen 
anschlagen -nürde. 

Es fehlte der preussischen Regierung unt( r den Hannoveranern 
nicht an Anhängern. Als die entschiedensten bezeiclmel Scludenburg 
einmal den Generaluiajur von Wangenheim und den Schlosshaupt- 
rnarni von Hardenbeig, einen Verwandten des preussischen Ministers'). 
Iflanche angesehene hannoversche Beamten, wie der uns bereits be- 
kannte Oberappellations-Rat von Ramdohr, traten in den preussischen 
Staatsdienst über. Einen wenig sympathischen Eindruck macht das 
Gebahren des ehemaligen Hofrichters von Berkpsrii. welcher dem 
Könige wiederholt seine Dienste in den hannoverschen Landen anbot 2). 
Schulcnburg riet von der Wiederanstellong desselben entschieden 

1) Immcdiatberieht vom 2. Aprfl. 

3) Kabinettsordre vom 7. Jtuü. Der Kouig iprach sich dahin mta, du» es 

zwar nicht rfttUrh r^clieinf, Berlepsch in seine vormalipe Stellung wieder einzusetzen, 
indesisen sei es auch nicht angebracht, ,so viel guten Willen, Kraft und Kenntnisse* 

4» 
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ab. Die Anhänglichkdt des Herrn von Berlepsch für die preussische 
Monarchie, schrieb er am 10. Juni an den König, sei zweifelhafter 
Natur. Berloj)?( h habe sich schon fniher gegenüber den französischen 
Marschällen in Lobeserhebimgon nnd Schmeicheleien orschöpft, um 
wieder in Amt und Würden zu kommen. Im Laude werde er von 
niemandem geliebt nnd goachtet. sondern allgemein gehasst, und 
man könne wohl sagen verabäciieuL, nicht bloss von den Beamten, 
sondern auch von dem Publflomi. Seinem Kopfe und seinen Kennt- 
nissen lasse man Crerecht^keit widerfahren; um so mehr sei man 
aber gegen seine Grundsätze und selbst gegen seine Moralität ein- 
goiommen. Man halte ihn fOr einen Unruhestifter, der die Unter- 
thanen gegen ihre Obrigkeit aufzuwiegeln suche. Eine Wieder- 
anstellung des abgesetzten Hofrichters könne nur den bereits exi- 
stierenden Widerwillen gegen die neue Regiening vermehren. — 
Natürlich wurde nach diesem Berichte in Berlin von einer Anstellung 
Berlepschs im Hannoversclien Abstand genommen. 

Im Laufe der Okkupation scheint die Abneigung der Einwohner 
gegen das preussische Regiment trotz der überall bethäügten Milde 
ise preosischai Regierung eher zu- als abgenommen zu haben. Am 
24. August berichtete Ingersleboi nach Bwlin, der König tome 
aus den froheren Berichten Schulenburgs die Abneigung, welche 
in Hannov^ woiigstens zum Teil gegen die jetzige Ordnung 
der Dinge bestehe. Ein Teil der Einwolmer würde es vielleicht 
sogar Torziehen, wenn die französische Okkupation zurückkehrte, 
weil man den Aufenthalt der Franzosen in dem Kurfürstentum 
immer nur als vorübergehend betrachte. Es sei zu befürchten, dass 
im Hannoverschen mit den Franzosen Verbmdungen unterhalten 
würden, oder doch angeknüpft werden kömiten, die man weder in 
militärischer noch in sonstiger Beziehung dulden dürfe*). 

von sieh zu weisen. Schulonbmg möge sein Gutachlt^n darüber abgeben, auf 
welche Weise BedeiJäcli demnächst in liaimoverscheu Dienäleu angestellt werden 
kenne. 

I) Auch Hausinann (Erinnerungen, S. 51) berichtet von der migOnstigen 
Stimmung '(»^f Hannoveraner gegen l'reusspii. — Dagegen erziililt Mierzinsky, 
Eriunerungai aus Haimover und Hamburg, S. 3U tt., dass das Verhältnis der Han- 
noTcianer zu dem pnusaiadiea lliliUlr ein gutes gewesen sei. Das letztere halie 
sich freundlich, nicht anmassend benommen. Dei^eidien seien die OfHziere be- 
mtlht gewesen, mit den Einwohnern in gutem Einverstftndni?«« zu lehcn. Wie 
stimmt das zu dem von Havemann behaupteten «breiten C bennute von Offizieren 
irdcbe i. T. kaum dem Knabenalter entwacbs^a waren*? (III, 799). — Have- 
nann zeigt flberiiattpt in seinen Anklagen gagen die preussische Administration 
eine gros?? — man kann nicht an'ier<» sauren — Leichlfertipkeit. So, wenn er 
von der bis dabin oichl betkannteu Strenge spricht, mit welcher die neuen 
Abgaben eiogelricben, oder T«n dem Zwange, welcher bei der Aushebimg 
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Es begreift sich leicht, dass solche Xcichrichten an dem praassi« 
sehen Hofe eine Missstimmung gegen Hannover erzeugen mussten. 
Vermehrt mirde diese ungünstige Stimmung noch durch die diplo- 
matiscli'-n Verlegenheiten, in welche Prenssen im Sommer 1S0(> 
wegen der Kuilaiide geriet und welche schliessUch zum Ausbruch 
des Kri^es mit N\ipoleon führten. 

Angesichts der gefährlichen Lage, in die der preussische Staat 
durch die Vervnckelungen luit Frankreich kam, kann es nicht Wunder 
nehmen, dass der König die Hilfskrflfte, welche der Besitz Hannovers 
bot, mid auf die er his dahin grossmütig verzichtet hatte, bei dem 
AuslMuche des Krieges sich nutzbar zu machen strebte. 

Eine Kabinettsoidn Friedrich Wlllielms Hl. vom 2. Oktober^ 
kOndigte dem Landesdeputations-Knllegium an, dass Hannover einen 
angremesseneii Beitrag m den Kriegskosten liefern müsse. »Es ist 
den Deputierten bekannt', hiess ei? darin, „mit welcher Soi-gfalt 
Se. MajestAt es sich haben angelegen sein lassen, den haimoverschen 
Provinzen wieder aufzuhelfen, und dass Allerhöchst dieselben, weit 
entfeint, das Geringste aus dem Lande zu beziehen, vielmehr sehr 
bedeutende Summen aus den Kassen filteren Provinzen zum 
Besten von Hannover verwandt haben. Se. Majestät würdoi Hure 
Freude daran gefunden haboi, dem Lande auch ferner nur beizu- 
stehen, um die Wunden, die der Krieg ihm zugeflOgt, zu heilen, 
wenn Ihre emstlichoi Bemühungen, den so teuer erkauften Frieden 
zu befestigen, von einem glücklichen Erfolge wären gekrönt worden. 
Jetzt aber, da Allerhöchst dieselben sich genötigt sehen, Ihre ganze 

der jungen Mannschaft zum Krievr?flion~t petlbt worrJpn sri. — Wie wir gesehen habfn, 
sind während der preussischen Okkupation überhaupt keine neuen Abgaben ausge- 
wliiieben wotden. ,Eiiw bis dabin nldit gdcannte Slraoge* bei der ISBtmbang der 
Steuern haben die preussischen Behörden schon aus dem Grunde nicht zeigen können, 
weil die Erhebung der Steuern Irdiplich den heimischen Behörden Oberlassen 
blieb. Dass von »einer Aushebung der jungen Mannschaft zum Kriegsdienste* 
wtbrend der pfeusneehen Berituubme kdne Rede war, wird mtb nachher leigen. — 
Aneh O. von Heinemann ergehl sich in ungerechten Beschuldigungen gegen die 
preus«if?che Verwaltung. Man höre: .Die preussische Okknpatinn vollendete den 
Huin des Landes. — Alle Zweige der Verwaltung erlitten eine vollige Umwand- 
lung naefa preuarisehem Muster. Die Abgaben wnebaen. — Staatsmonopolcv 
wie namentlich das Salzmonopol, lasteten schwer auf ärmeren Klaseen. 
Handel und Verk«'hr aber erlagen unter der strengen Sperre, die auf Befehl 
Napoleons gegen England auf den Flüssen und in dai Häfen des Landes ge- 
handhabt werden musste: (CScsehidite von Brauiaebweig and Hannom HI, 231 f.) 
Aus unserer Darstellung dorite sidi tat Genttgtt' eigebra, wie haltlos solche 
Be&chukli^'untjcn sind 

Vgl. darüber Bailleu a, a. 0., II, Einl. S. LXXII, und Huffer a. a. O., S. 2ü5 m 
^ St.*A. Hann. 
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Macht aufzubieten und die Kräfte der Monarchie au£s ftusserste an- 
zustrengen, um die Sicherheit des Friedens zu erringen oder 
Krieg mit dem pfrössten Nachdruck zu führen, müssen Sic Ihrer 
Wohlthätigkeit Schranken setzen; und indem Sie von Ihren älteren 
Staaten ganz ausserordentliche Opfer zu fordern genötigt sind, von 
Hannover wenigstens soviel als Beitrag zu den Kriegskosten er- 
halten, wie diese Provinzen vor der französischen Okkupation zu 
Erhaltung des eigenen Militärs geleistet haben.' 

Tnf^^crslebcn teilte darauf dem Landesdeputations-KoUegium am 
8. Oktober mit, der König recime auf einen jAhrlichen Beitrag von 
wenigstens einer Million Thaler und habe ihm befohlen, unver- 
züglich Anstalt zu treffen, dass diese Summe dem Kriegsfonds über- 
wiesoi werde. Das Kollegium solle daher mit d^ T^schiedenen 
landschaftliche Behörden (eiklusive Osnabr&ck) wegen der Auf- 
bringung einer jährlichen Summe Ton einer Million Thaler in Kor- 
respondenz treten, auf jede Provinz die verfassungsmässige Quote 
legen und für prompte Ablieferung vom 1. November ab Soi'ge 
tragen. Es verstehe sich unter solchen Umständen von selbst, dass 
die Abbezahlung von Schulden und RücksfAndon vorläufig ^ran/ ein- 
gestellt werden, und dass man sich bei der Auszahlung der Zinsen 
auf das durchaus Notwendige beschränken müsse. 

Schon Torher (24. September) hatte Ingersleben dem Landrate 
von Mcding mitgeteilt, dass er durch eine königliche Kabinettsordre 
befehligt sei, die Fi-jsr.lnzunp- des Regiments von Tauenzien dtirch 
eine Rekrutenaushebung im Hannoverschen zu bewerkstelligen. 
Meding lichtete im Verein mit zwei anderen Mitgliedern des 
Deputations -Kollegiums eine Vorstellung gegen die beabsichtigte 
Massrcgcl an Ingersleben. Darin hiess es u. a., bekanntlich 
habe im Kurft&rstentum niemals eine ordentliche und regelmässige 
Militftrkonskription stattgefunden. Vielmehr seien die hannoverschen 
Truppen in Friedenszeiten lediglich durch freiwillige Rekrutierung 
ergänzt worden. Nur bei dem Ausbruche eines Krieges und zuletzt 
kurz vor dem Eintritte der französischen Okkupation habe man zu einer 
ausserordentlichen Aushebung gegriffen. Diese habe aber nur unter 
dem Beistande der militärischen Macht von den Obrigkeiten bewerk- 
stelligt werdfm können , so liartnäckig habe man sich gegen sie 
gesträubt, und jedesmal hfitteti mehr junge Leute ihr Vaterland ver- 
lassen, als wirklich ausgehoben worden seien. Bei der entschiedenen 
Abneigung der Bevölkerung gegen den Militäi'dienst könne und 
dtkrfe keine obrigkeitliche Person, ohne Ansehen, Gesundheit und 
Leben auf das Spiel zu setzen, es wagen, eine solche Aushebung zu 
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untemehmcn, indem gewiss in den meisten Ortschaften Wider- 
setzlichkeiten erfolgen würden. 

Sei es nun. (liesf> Vorstellung auf die preiissischon Be- 

hörden Eindruck machte, sei es, dass man die Hannoveraner sclionen 
wollte: man nahm von einer Aushebung in dem Kuifürstentuine 
Abstand. Dagegen erschien am 7. Oktober eine königliche Pro- 
khunation, welche die LandeaeSuwoliner tmd unter ihnen namentlich 
das hannoversche Milit&r aufbfderte, sich freiwillig unter die 
preussischen Fahnen zu stellen. In diesem Aufrufe war gesagt, der 
Efloig wolle zwar von dem Rechte einer Anshehung der kriegs^ 
tüchtigen Mannschaft, das ihm als der gegenwärtigen obersten 
Staatsgewalt unzweifelhaft zustehe, keinen Gebrauch machen, in- 
dessen solle dem ehemaligen, jetzt noch auf Warte^reld stehenden 
Militär Gelegenheit gegeben werden, „miter begünstigenden 
und die Verbesseniner ihres eigenen Nahrungszustandes zusichern- 
den Umständen üire vormalige ehrenvolle Bestimmung — zur 
Verteidigung ihrer Heimat und ihres eigenen Herdes gebraucht 
zu werden — erftUlen «i können^ >). Ans dm sahireichen Ver- 
gOnstigungen, welche der hannoverschen Mannschaft zugesagt wurden, 
heben wir henrcNr, dass sie in den hannoverschen Landen 
verbleiben und nur zur Verteidigung derselben angestellt w^en 
sollte. Um dem Aufrufe desto mehr Nachdruck zu geben, war 
auch die Bestimmung aufgenommen worden, wer sich von dem 
hannoverschen Mihtär nicht bis zum 15. November in der Hauptstadt 
gestellt hnb«^n würde, solle sofort seines Wartegeldcs verlustig gehen 
und nie lioünung haben in Zukunft Wartegeld, Pension oder irgend 
eine Bedienung zu erhalten. 

Es hegt auf der Hand, dass diese Proklamation keinen Erfolg 
mehr haben konnte. Die Schlacht bei Jena machte der preussiscto 
Herrschaft in Hannover ein schnelles Ende^). Am 19. Oktober 



1) Vgl. Lehmann, Schanihorat I, 409. 

') In Lauenbur^ waren bereits p^'^en Enrie August narh dem Abzüge der 
dort befindlichen preussischen Truppen die Schweden wieder eingerOckt. Durch 
ein Patent der R^ienuig zu Ratzeburg vom 3t. August war dort die alte Ver- 
fassung wieder herfeiteillt wortok. Die Admunstrations-Konmüsston batte darauf 

(9. Sept.) allen Rehörden befohlen, .von mm an und h\> zu einor abändernden 
Verfügung weder öffentliche Gelder uud Effekten, noch Zahlungen an ir'p?enfl eine 
öffentliche Behörde in Lauenburg zu entrichten und verabfolgen tü lassen, und 
ferner alle ofBaelle Konununikation und KoTTespondenz mit den ölfenUichen Be* 

hörden Lauenliurps ^ränzlich aufzuheben*. Vgl. Politische? Journal .T. 1806. II, 919 ff. 
und Zander. Da< Herzogtum Lauenhurg in dem Zellriunn von dor franzAsischen 
Okkupation im Jalire 18Ü3 bis zur C hergäbe an die Krone Dänemark im Jahre 

1816 n, 9i>b: 
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schrieb die Administrations-Kommission an das Reiximmfrskollegiiim, 
unter den jetzigen Verliältni-scn würden die hannoverschon Behörden 
am besten im stände sein, dicji nigen Massregeln zu erpreifen, welche 
gegenwärtig für die liriiinoverschen Lande am zuträgli( hstcn seien. 
Sie wolle die inniire Landesverwaltung um so eher der Regiemng 
völlig überlassen, als sie selbst -vielleicht Hannover bald verlassen 
müsse. Sie vertraue, dass die Regierung keine Verfügung erlasse, 
durdi welche die bisherige Re^erung blossgestellt werde; keinoi- 
falls dürfe .die einstweilon nachgelassene Leitung der Landes- 
verwaltung auf einen Torgriff oder einseitige Veränderung in Bezug 
auf die politischen Verhältnisse und Formen' ausgedehnt werden. 

Demzufolge traten die h;mnover?cl)en Minister von der Decken, 
von Grote und von Bremer wieder an die Spitze der Verwaltung 
und erOfVtH'ten am 20. Oktober ihre offiziellen Zusammenkünfte 
imter der Piezeiehnung „Landesregierung". Sie verspiaehen Ingers- 
leben, „in Absicht der preussischcn Behörden und der von ihnen 
getroffenen Verfügungen thunlichst allen Anstoss vermeiden zu 
wollen* 1). Dennoch ordneten die Iflinister bereits am 21. Oktober 
durch ein Ausschreiben an, dass an allen Orten, wo keine 
preuaasefaen Truppen vorhanden seien, die preussischen Adler 
in aller Stille abgenommen und unbeschädigt in sichere Verwahrung 
genommen werden sollten An deren Stelle sollten überall an der 
Grenze Tafeln mit der AufseliriCt „Pays d'Hano^Te" angeschlagen 
werden. Man hollte dadurch zu bewirken, dass das Kurfürstentum 
von den heranrückenden Franzosen nicht als prenssische Provinz, 
sondern als neutrale^ Land behandelt würde. Nicht? beweist die 
Ohnmacht der Adnli^l^t^ations- und Organisulions-Komaiission seit 
dem Abzüge der preussischen Garnison (20. Oktbr.) besser, als der 
Umstand, dass sie es unterliess, gegen die Abnahme der Adler zu 
protestieren. Nach wenigen Stunden musste auch sie die Hauptstadt 
des Landes verlassen. 

Ein Vergleich der preussischen mit der ersten framEöaiscfaen 
Okkupation i.-t recht geeignet, die Noblesse in das Licht zu setzen, 
mit welcher die preussische Regierung das Kurfürstentum während 
der Besitznahme behandelt hat. Die französischen Generale haben 
in der Ausbeutung des Landes und seiner Bewohner das ^h'igliehste 
geleistet. Wenn sie die heimische Verfassung und Verwaltung im 
grossen und ganzen unangetastet liessen, so geschah es nur, weil 
sie auf diese Weise am ersten auf die Befriedigung ihrer unge- 
heuren Forderungen rechnen konnten und, was vielleicht noch 



Beriebt der Mimater an Georg m. vom M. Oktober. 
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schwerer in die Wagschale fiel, weil sie ihren persönlichen Vorteil 

dabei fanden. Wehe dem Lande, wenn die Landesbehörden 
sich geweigert hätten, den Fordenmgen der französischen Befehls- 
haber Gonüg-e zn leisten. Die hannoversch»' VcrwaHun^' wriirlo als- 
dann sofort über den Haufen geworfen sein. An ihre Stelle wäre 
eine fran/ösist he Administration getreten, welche es sicherlich ver- 
standen liälle, auch den letzten Heller von den unglücklichen 
Bewohnein des Landes zu eipresseu. Die Geschichte der ersten 
Okkupation ist im Grande bloss eine Geschichte der französischen 
Forderungen und der Anstrengungen, welche auf hannoverscher 
Seite m ihrer Befriedigung gemacht wurden. 

Wie anders war es wahrend der preussisehen Besetzung! Die 
ganze preussische Administration war in uneigennützigster Weise 
darauf berechnet, die Wunden zu heilen, welche dem Lande durch 
die französische Herrschaft geschlagen waren, und namentlirli die 
zerrütt^'ten Finanzen des Kurfürstentums wieder in Ordnun«,' zu 
bringen. Pekuniäre Vorteile hat die preussische Regierung so weni^r 
aus der Besetzung des Landes gezogen, dass sie viehnehr die be- 
trächtliche Summe für den Sold der Hajnelnschen Besatzung und manche 
andere Ausgaben, welche eigentlich von dem Lande zu tragen ge- 
wesen wftrra, aus altpreussischen Kassen bezahlen liess. Erst der 
Ausbrudi des Krieges mit Frankreich zwang Preussen an sidi sdbst 
zu denken. Die Uneigennfltzigkeit und Humanilftt der preossischen 
Verwaltung ist von keinem Geringeren als dem Könige Georg IV. 
von England öffentlich anerkannt worden, indem er im Jahre 1821 
dem Oberprflsidenten von Ingersleben wegen der Verwaltung des 
Kurfürstentums im Jahre 1806 das Grosskreuz des Guelfenordens 
verheh'). 

1) Neuer Nekrolog der Deutschen J. DC, T. 1, S. 
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Vita. 

Am 12. Februar 1868 bin ich, Friedrich WOhelm Karl 

Thimme, Sohn des Pastors Gottfried Thimme und dessen Frau 
Emilie geb. Münchme\ei, zu Crimderode am Harz geboren. 

Den ersten Unterricht erhielt ich von meinem Vater. Von 
Ostern 1883 bis dahin 188=; besuchte ich die Sekunda des 
Real-Progymnasiums zu Xienl^urg a. W., die beiden folgenden 
Jahre ihe Prima des Domgymnasiums zu Verden a. A. Ostern 
1887 mit dem Zeugnis der Reife entlassen, bezog ich die 
Georg -Augusts -Universität zu Göttingen. Ich widmete mich 
vorzugsweise dem Studium der Geschichte und der Staats* 
Wissenschaften und hörte Vorlesungen bei den Herren Professoren 
Cohn, Goedecke, Frensdorff, von Kluckhohn, Lange, J. Merkd, 
E. Müller, Schroeder, Steindorff, Weiland, von Wilamowitz; 
auch beteiligte ich mich an den Übungen und Seminarien der 
Herren Professoren Cohn, Dziatzko, von Kluckhobn, Lange 
und Weiland. 

Allen genannten Herren, insbesondere den Herren Pro- 
fessoren Cohn, von Kluckhohn und Weiland bin ich zu lebhaftem 
Danke verpflichtet 
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